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Anhang der BSK 1818 AG 2025 

Die BSK 1818 AG, Berlin, (BSK) ist ein nicht börsennotiertes Kreditinstitut. Sie ist

Tochtergesellschaft der BSK 1818 Holding AG, Berlin, (BSKH) und in den

Konzernabschluss der Erwerbsgesellschaft der S-Finanzgruppe mbH & Co. KG,

Neuhardenberg, (Erwerbsgesellschaft) einbezogen (kleinster und größter

Konsolidierungskreis i.S.d. § 285 Nr. 14 und 14a HGB).

Der Konzernabschluss der Erwerbsgesellschaft wird im elektronisch geführten

Unternehmensregister veröffentlicht.

Sitz der BSK ist Berlin. Die Gesellschaft ist unter der Nummer HRB 99726 B im Register

des Amtsgerichts Berlin-Charlottenburg eingetragen. Mit Eintragung der Satzungsänderung

im Handelsregister am 15. Juli 2025 wurde der Name der Gesellschaft von

Landesbank Berlin AG in BSK 1818 AG geändert.

Der gesamte Geschäftsbetrieb der BSK wird unabhängig vom Marktauftritt in der Berliner

Sparkasse abgebildet. Die Berliner Sparkasse ist eine teilrechtsfähige Anstalt des

öffentlichen Rechts. Sie wird als Zweigniederlassung der Aktiengesellschaft BSK 1818 AG

geführt.

Angaben zu Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Der Jahresabschluss der BSK wurde auf der Grundlage der Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung unter Beachtung der Rechnungslegungsvorschriften des

Handelsgesetzbuches (HGB) für große Kapitalgesellschaften und des Aktiengesetzes,

erweitert durch die Vorschriften der Verordnung über die Rechnungslegung der

Kreditinstitute (RechKredV), aufgestellt. Ergänzend wurden die Vorschriften der Satzung

beachtet.

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden im Vergleich zum Vorjahr

beibehalten.

Der Jahresabschluss wurde unter der Annahme der Fortführung der Unternehmenstätigkeit

gemäß § 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB aufgestellt.
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Die Bewertung der Vermögensgegenstände, der Verbindlichkeiten und der schwebenden

Geschäfte erfolgte nach den Vorschriften der §§ 252 ff. HGB in Verbindung mit den

§§ 340 ff. HGB. Bei Vermögensgegenständen, die gemäß § 340e Abs. 1 Satz 1 HGB nach

den für das Anlagevermögen geltenden Vorschriften bewertet werden und deren Nutzung

zeitlich begrenzt ist, werden planmäßige Abschreibungen vorgenommen.

Forderungen und Verbindlichkeiten 

Grundsätzlich werden Forderungen mit dem Nominalbetrag und Verbindlichkeiten mit dem

Erfüllungsbetrag angesetzt. Zum Zeitwert begebene Verbindlichkeiten werden mit dem

aufgezinsten Wert angesetzt. Agien und Damnumbeträge auf Forderungen und

Verbindlichkeiten werden in die aktiven und passiven Rechnungsabgrenzungsposten

eingestellt und planmäßig erfolgswirksam aufgelöst.

Erkennbaren Risiken im Kreditgeschäft wird durch die Bildung von

Einzelwertberichtigungen ausreichend Rechnung getragen. Für latente Risiken im

Kreditgeschäft werden Pauschalwertberichtigungen gemäß IDW RS BFA 7 gebildet.

Risiken aus Eventualverbindlichkeiten und Kreditzusagen werden durch Rückstellungen

berücksichtigt. Konzerninterne Forderungen werden nicht in die Ermittlung der

Pauschalwertberichtigungen einbezogen. Uneinbringliche Zinsen werden nicht

vereinnahmt.

Die Pauschalwertberichtigungen werden von den Aktivpositionen Forderungen an

Kreditinstitute und Forderungen an Kunden abgesetzt. Für das außerbilanzielle Geschäft,

bei dem auch widerrufliche Kreditzusagen in die Betrachtung einfließen, werden

Rückstellungen passiviert und entsprechend von den Eventualverbindlichkeiten sowie den

anderen Verpflichtungen abgesetzt. Die Ermittlung der Pauschalwertberichtigungen erfolgt

auf der Grundlage von erwarteten Verlusten. Dabei wird auf die Anrechnung von

Bonitätsprämien verzichtet und der erwartete Verlust über einen Betrachtungszeitraum von

12 Monaten geschätzt (Bewertungsvereinfachung). Hat sich das Adressenausfallrisiko im

Zeitablauf deutlich erhöht, erfolgt eine Erweiterung des Betrachtungszeitraumes für den

betreffenden Kreditbestand auf die gesamte Laufzeit der Geschäfte. Die Ermittlung des

erwarteten Verlustes erfolgt unter Verwendung eines Modells, welches hinsichtlich der

Berücksichtigung des latenten Kreditrisikos die Parameter Ausfallwahrscheinlichkeit,

Verlustquote, Erlösquote (erwarteter Erlös aus der Verwertung ggf. vorhandener

Sicherheiten), Einbringungsquote (erwarteter Zufluss aus freien
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Vermögensteilen/Liquidität) und Kreditkonversionsfaktoren des Risikomanagements

verwendet.

Daneben bildet die BSK Vorsorgereserven gemäß § 340f HGB.

Veräußert die BSK als Pensionsgeber Vermögensgegenstände unter gleichzeitiger

Vereinbarung des Rückkaufes, verbleiben die Vermögensgegenstände in der Bilanz.

Erhaltene Gegenwerte werden als Verbindlichkeiten ausgewiesen.

Finanzanlagen 

Finanzanlagen werden zu fortgeführten Anschaffungskosten bilanziert.

Bei voraussichtlich dauernder Wertminderung werden Abschreibungen vorgenommen

(gemildertes Niederstwertprinzip, § 253 Abs. 3 HGB). Davon abweichend werden Anteile

an Investmentfonds wie Wertpapiere der Liquiditätsreserve bewertet.

Wertpapiere der Liquiditätsreserve 

Wertpapiere der Liquiditätsreserve werden zum Bewertungsstichtag mit den ursprünglichen

Anschaffungskosten oder dem niedrigeren Börsen- oder Marktpreis angesetzt (strenges

Niederstwertprinzip, § 253 Abs. 4 HGB). Sofern der Börsen- oder Marktpreis gegenüber

dem vorangegangenen Bilanzstichtag gestiegen ist, erfolgt eine Zuschreibung bis maximal

zu den ursprünglichen Anschaffungskosten (Wertaufholungsgebot, § 253 Abs. 5 HGB).

Kreditderivate 

Die BSK führt Positionen in Credit Default Swaps, die entsprechend der Stellungnahme

IDW RS BFA 1 bilanziert werden.

Für Posten, bei denen die BSK die Position eines Sicherungsgebers einnimmt, finden die

Regeln für gestellte Kreditsicherheiten Anwendung. Ist am Abschlussstichtag ernsthaft mit

dem Eintritt des jeweils relevanten Kreditereignisses zu rechnen, wird eine Rückstellung in

Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrags

gebildet.

Sicherungsnehmerpositionen werden nach den für schwebende Geschäfte entwickelten

Grundsätzen imparitätisch behandelt.
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Marktbewertung 

Soweit für Wertpapiere Marktwerte verfügbar sind, werden diese als beizulegende Werte

herangezogen.

Als beizulegende Zeitwerte von Wertpapieren werden stichtagsbezogene Preise vom

Marktdatenanbieter LSEG Data & Analytics verwendet, der über die Finanz Informatik

GmbH & Co. KG als zentraler Marktdatenanbieter der Sparkassen-Finanzgruppe fungiert.

Die von LSEG Data & Analytics gestellten Preise unterliegen einer entsprechenden LSEG-

internen Qualitätssicherung.

Bei der Bewertung von Derivaten werden grundsätzlich Börsenpreise zugrunde gelegt. Bei

fehlenden Börsenpreisen wird der Marktwert anhand von branchenüblichen

finanzmathematischen Bewertungsverfahren wie Discounted-Cashflow- und

Optionspreismodellen errechnet, wobei stichtagsbezogene Marktdaten zur

Parametrisierung der Bewertungsverfahren verwendet werden. Im aktuellen Marktumfeld

findet bei der Ermittlung von Zeitwerten für Zinsoptionen das Black-Normal-Modell

Verwendung. Des Weiteren wird für die Bewertung von Kreditderivaten das Hazard-Rate-

Modell herangezogen. Die verwendeten Bewertungsverfahren wurden einer

institutsinternen Validierung unterzogen.

Die Steuerung der Zinsmarge aller dem Bankbuch zugeordneten Geschäfte erfolgt

gesamtheitlich. Im Rahmen der verlustfreien Bewertung des Bankbuches gemäß

IDW RS BFA 3 werden die Buchwerte der zugeordneten Finanzinstrumente deren

Barwerten gegenübergestellt. Bei der Ermittlung der Refinanzierungskosten wurde für

betrags- und laufzeitinkongruente Bestandteile des Bankbuches, die zu einem künftigen

Refinanzierungsbedarf führen (Aktivüberhänge), ein individueller

Refinanzierungsaufschlag einberechnet. Einbezogen wurden auch Gebühren- und

Provisionserträge, die direkt aus den Geschäften des Bankbuches resultieren. Nach

Berücksichtigung von Refinanzierungs-, Risiko- und Verwaltungskosten ergibt sich kein

Verpflichtungsüberschuss. Eine Rückstellung wurde entsprechend nicht gebildet.

Bewertungseinheiten 

Ökonomische Sicherungsbeziehungen werden, sofern sie nicht Teil der

Gesamtbanksteuerung sind und dabei im Rahmen der verlustfreien Bewertung des

Bankbuchs gemäß IDW RS BFA 3 berücksichtigt werden, als Bewertungseinheit nach

§ 254 HGB dargestellt.
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Erläuterungen zur Bilanz und zur Gewinn- und 

Verlustrechnung 

Bilanz 

Aktivseite 

(1) Forderungen an Kreditinstitute

In den Forderungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht, sind

Forderungen an die S-Kreditpartner GmbH in Höhe von 601,1 Mio. € (Vj.: 691,3 Mio. €) 

enthalten. In den Forderungen an die S-Kreditpartner GmbH sind nachrangige Forderungen

von 168,2 Mio. € (Vj.: 168,2 Mio. €) enthalten.

(2) Forderungen an Kunden

in Mio. €

Fristengliederung (Restlaufzeit)

bis drei Monate 4.654 4.626

mehr als drei Monate bis ein Jahr 278 125

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 251 478

mehr als fünf Jahre 174 180

Insgesamt 5.357 5.409

in diesem Bilanzposten sind enthalten:

Forderungen an verbundene Unternehmen 0 0

Forderungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 625 695

Nachrangige Forderungen 172 172

zur Deckung begebener Schuldverschreibungen und Namenspfandbriefe
bestimmte Posten 0 0

31.12.2025 31.12.2024

in Mio. €

Fristengliederung (Restlaufzeit)

bis drei Monate 2.418 2.656

mehr als drei Monate bis ein Jahr 2.347 2.531

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 6.761 6.330

mehr als fünf Jahre 16.854 17.313

davon mit unbestimmter Laufzeit (1.035) (1.364)

Insgesamt 28.380 28.830

in diesem Bilanzposten sind enthalten:

Forderungen an verbundene Unternehmen 27 32

Forderungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 207 182

Nachrangige Forderungen 0 0

zur Deckung begebener Schuldverschreibungen und Namenspfandbriefe
bestimmte Posten 8.125 7.694

31.12.2025 31.12.2024

Anhang 98 von 154



(3) Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere

Für Wertpapiere des Anlagevermögens wurde im folgenden Umfang auf Abschreibungen

auf den beizulegenden Zeitwert gemäß § 253 Abs. 3 Satz 5 HGB verzichtet, weil die

Wertminderung nicht als dauerhaft angesehen wird:

Die BSK hat die Absicht und die Fähigkeit, vorübergehend im Wert geminderte Wertpapiere

des Anlagevermögens bis zur Endfälligkeit zu halten. Dabei unterliegen die Positionen

einem laufenden standardisierten Überwachungsverfahren. In der BSK werden

Wertminderungen für Schuldverschreibungen als nicht dauerhaft angesehen, wenn sie

allein auf zins-, liquiditäts- bzw. Credit Spread-induzierte Wertschwankungen

zurückzuführen sind. Da die hier ausgewiesenen Wertminderungen nicht auf eine

wesentliche Verschlechterung der Bonität der Emittenten zurückzuführen sind und keine

Zweifel an der künftig störungsfreien Bedienung der Zinszahlungen und Tilgungen

bestehen, war keine dauernde Wertminderung zum Bilanzstichtag anzunehmen.

(4) Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere

Folgende Anteile oder Anlageaktien an inländischem Investmentvermögen oder

vergleichbaren ausländischen Investmentanteilen überstiegen eine Anteilsquote von 10 %:

in Mio. €

von in diesem Bilanzposten enthaltenen Wertpapieren sind:

börsenfähig 8.692 7.817

börsennotiert 8.316 7.475

nicht börsennotiert 376 342

davon im Folgejahr fällig 759 906

zur Deckung begebener Schuldverschreibungen und Namenspfandbriefe
bestimmte Posten 585 619

31.12.2025 31.12.2024

Buchwerte
beizulegende 

Zeitwerte

in Mio. € 31.12.2024

Schuldverschreibungen 303 303 0 3

Insgesamt 303 303 0 3

unterlassene 

Abschreibungen kumuliert

31.12.2025

in Mio. €

von in diesem Bilanzposten enthaltenen Wertpapieren sind:

börsenfähig 42 41

börsennotiert 0 0

nicht börsennotiert 42 41

31.12.2025 31.12.2024

31.12.2025

in Mio. €

Rentenfonds 235 240 5 6 0

Buchwert

(BW)

Marktwert

(MW)

Differenz

MW-BW
Ausschüttung

unterlassene 

Abschreibungen
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Es bestehen keine Beschränkungen in der Möglichkeit der täglichen Rückgabe.

(5) Beteiligungen und Anteile an verbundenen Unternehmen

in Mio. €

im Bilanzposten Beteiligungen sind enthalten:

börsenfähig 7 7

börsennotiert 0 0

nicht börsennotiert 7 7

im Bilanzposten Anteile an verbundenen Unternehmen sind enthalten:

börsenfähig 0 0

börsennotiert 0 0

nicht börsennotiert 0 0

31.12.2025 31.12.2024
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Liste des Anteilsbesitzes nach §§ 285 Nr. 11, 340a Abs. 4 Nr. 2 HGB einschließlich 

der Angaben gemäß § 285 Nr. 11a HGB 

Stand: 31. Dezember 2025

Verbundene Unternehmen

1. BSK Immobilien GmbH, Berlin 1) 4) 100,00 103  0  

2. Gerhard Rohde Immobilien Verw altungs KG - Geschäftshaus
Brandenburgische Straße  Immobilienfonds, Berlin 2) 3) 4)

10,77 10,72 2.156  861  

3. Josef Meyer Immobilien Verw altungs KG - Alexanderhaus Immobilien-Fonds,
Berlin 3) 4)

99,97 99,95 -22.387 4.963  

4. LBB Portfolio-Transfer Management GmbH i.L., Berlin 4) 100,00 16  -9

5. Prinzregentenstraße 25 Immobilien Verw altungs KG - Verw altungsgebäude
Landesbank Berlin Immobilienfonds, Berlin  2) 3) 4)

50,60 50,52 3.454  2.112  

6. S-Servicepartner Berlin GmbH, Berlin  1) 4) 70,00 2.100  0  

7. S-Versicherungspartner GmbH, Berlin 1) 4) 100,00 271  0  

Sonstige Unternehmen 

8. BBB Bürgschaftsbank zu Berlin-Brandenburg GmbH, Berlin 4) 24,03 13.915  226  

9. BÜRGSCHAFTSBANK BRANDENBURG GmbH, Potsdam 4) 0,76 44.573  3.910  

10. Deka Anteilseigner GmbH, Neuhardenberg 4) 3,00 89  7  

11. Deka Erw erbsgesellschaft mbH & Co. KG, Neuhardenberg 4) 3,13 1.859.287  153.733  

12. Deutsche Factoring Bank GmbH & Co. KG, Bremen 4) 12,00 318.332  12.616  

13. Deutsche Factoring GmbH, Bremen 4) 12,00 181  12  

14. Deutscher Sparkassen- und Giroverband öK, Berlin 4) 3,79 1.025.091  103.149  

15. Deutscher Sparkassen Verlag Gesellschaft mit beschränkter Haftung,
Stuttgart 4)

2,70 293.382  41.638  

16. Deutsche Sparkassen Leasing AG & Co. KG, Bad Homburg v.d. Höhe 5) 3,86 730.393  60.305  

17. EURO Kartensysteme GmbH, Frankfurt am Main 4) 2,17 13.219  301  

18. Finanz Informatik GmbH & Co. KG, Frankfurt am Main 4) 7,85 7,80 86.548  2.806  

19. Finanz Informatik Verw altungsgesellschaft mbH, Frankfurt am Main 4) 6,00 105  0  

20. LBS Landesbausparkasse NordWest, Münster und Hannover 4) 3,94 1.179.560  29.000  

21. Mittelständische Beteiligungsgesellschaft Berlin-Brandenburg GmbH,
Potsdam 4)

15,56 28.764  968  

22. Partner für Berlin Holding Gesellschaft für Hauptstadt-Marketing mbH, Berlin
4)

4,12 2.308  -4

23. RSU GmbH & Co. KG, München 4) 14,20 12.237  1.376  

24. S Auslagerungsmanagement GmbH, Potsdam 4) 2,54 2.050  -193

25. S CountryDesk GmbH, Köln 4) 2,50 2,94 1.196  229  

26. S-Kreditpartner GmbH, Berlin 4) 40,00 876.509  80.818  

27. S Rating und Risikosysteme GmbH, Berlin 4) 2,56 7.650  1.108  

28. S-Servicepartner Deutschland GmbH, Berlin  4) 45,00 8.903  1.135  

29. Visa Inc., San Francisco 6) 7) 0,00 0,00 32.262.979  17.070.638  

Lfd.

Nr.
Name/Ort

Kapital-

anteil

in %

abw. 

Stimm- 

rechte 

in %

Eigen-

kapital

in Tsd. €

Ergebnis

in Tsd. €
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Sachanlagen 

(7) Sonstige Vermögensgegenstände

(8) Aktive Rechnungsabgrenzungsposten

in Mio. €

Grundstücke
und

Gebäude

technische 
Anlagen und 
Maschinen

Betriebs-
und

Geschäfts-
ausstattung

Anlagen im Bau
Sachanlagen 

gesamt

Buchwert zum 31.12.2024 2)
22 1 41 4 68

Anschaffungs- / Herstellungskosten zum 31.12.2024 26 3 171 4 204

Zugänge 2025 0 1 12 1 14

davon aktivierte Zinsen für Fremdkapital 0 0 0 0 0

Abgänge 2025 0 0 24 0 24

Umbuchungen 2025 0 0 4 -4 0

Effekte aus Wechselkursänderungen 0 0 0 0 0

Anschaffungs- / Herstellungskosten zum 31.12.2025 26 4 163 1 194

Kumulierte Abschreibungen zum 31.12.2024 4 2 130 0 136
 Abschreibungen 2025 1) 0 0 9 0 9

Zuschreibungen 2025 0 0 0 0 0

Änderung der gesamten Abschreibungen im
Zusammenhang mit Zugängen 0 0 0 0 0

Änderung der gesamten Abschreibungen im
Zusammenhang mit Abgängen 0 0 23 0 23

Änderung der gesamten Abschreibungen im
Zusammenhang mit Umbuchungen 0 0 0 0 0

Kumulierte Abschreibungen zum 31.12.2025 4 2 116 0 122
Buchwert zum 31.12.2025 2)

22 2 47 1 72

1) Im laufenden Jahr wurden Abschreibungen nach § 253 Abs. 3 Satz 5 HGB in Höhe von 0,0 Mio. € (Vj.: 0,0 Mio. €) vorgenommen.

2) Enthält 0,0 Mio. € (Vj.: 0,1 Mio. €) für nicht im Rahmen der eigenen Tätigkeit genutzte Grundstücke und Gebäude.

in Mio. € 31.12.2025 31.12.2024

Forderungen aus Collateral 195 186

Forderungen aus Optionsgeschäften, Futures und Swaps 71 72

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 6 8

Übrige 18 24

Insgesamt 290 290

in Mio. €

in diesem Bilanzposten sind enthalten:

Unterschiedsbetrag zwischen Nenn- und Auszahlungsbetrag von Forderungen 2 3

Unterschiedsbetrag zwischen Nenn- und Auszahlungsbetrag von Wertpapieren 2 5

Unterschiedsbetrag zwischen Ausgabe- und Rückzahlungsbetrag von Verbindlichkeiten 8 7

31.12.2025 31.12.2024

Anhang 103 von 154



Mehrere Aktivposten betreffende Angaben 

(9) Entwicklung des Finanzanlagevermögens

in Mio. €

Schuldverschrei-

bungen und 

andere 

festverzinsliche 

Wertpapiere

Aktien und 

andere nicht 

festverzinsliche 

Wertpapiere

Beteiligungen 

Anteile an 

verbundenen 

Unternehmen

Buchwert zum 31.12.2024 1) 1.995 232 438 101

Anschaffungs- / Herstellungskosten zum

31.12.2024
1) 1.996 249 439 107

Zugänge 2025 1.249 0 4 2

Abgänge 2025 348 0 5 0

Umbuchungen 2025 0 0 0 0

Effekte aus Wechselkursänderungen 0 0 0 0
Anschaffungs- / Herstellungskosten zum

31.12.2025
1) 2.897 249 438 109

31.12.2024 1 18 1 6

Abschreibungen 2025 0 0 0 0

Zuschreibungen 2025 0 4 0 3

0 0 0 0

0 0 0 0

0 0 0 0

31.12.2025 1 14 1 3

Buchwert zum 31.12.2025 1) 2.896 235 437 106

Kumulierte Abschreibungen zum

Kumulierte Abschreibungen zum

1) Nicht enthalten sind anteilige Zinsen. Diese betragen in 2025 36,4 Mio. € (Vj.: 21,3 Mio. €).

Änderung der gesamten Abschreibungen im
Zusammenhang mit Abgängen

Änderung der gesamten Abschreibungen im
Zusammenhang mit Umbuchungen

Änderung der gesamten Abschreibungen im
Zusammenhang mit Zugängen
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Passivseite 

(10) Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

(11) Verbindlichkeiten gegenüber Kunden

in Mio. €

Fristengliederung (Restlaufzeit)

bis drei Monate 432 671

mehr als drei Monate bis ein Jahr 79 113

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 410 428

mehr als fünf Jahre 665 719

Insgesamt 1.586 1.931

in diesem Bilanzposten sind enthalten: 

Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 0 0

Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis
besteht 84 347

31.12.2025 31.12.2024

in Mio. €

Fristengliederung (Restlaufzeit) Spareinlagen mit vereinbarter Kündigungsfrist von mehr als 

3 Monaten

bis drei Monate 1 1

mehr als drei Monate bis ein Jahr 2 3

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 2 2

mehr als fünf Jahre 0 0

Insgesamt 5 6

Fristengliederung (Restlaufzeit) Verbindlichkeiten gegenüber Kunden ohne Spareinlagen

bis drei Monate 29.114 27.841

mehr als drei Monate bis ein Jahr 1.057 960

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 246 335

mehr als fünf Jahre 375 421

Insgesamt 30.792 29.557

in diesem Bilanzposten sind enthalten: 

Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 258 174

Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis
besteht 27 25

31.12.2025 31.12.2024
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(12) Verbriefte Verbindlichkeiten

(13) Sonstige Verbindlichkeiten

(14) Passive Rechnungsabgrenzungsposten

(15) Rückstellungen

Entwicklung der Pensionsrückstellungen:

Die BSK hat im Jahr 2021 Teile der Pensionsverpflichtungen auf einen nicht

versicherungsförmigen Pensionsfonds ausgegliedert. Für die Verpflichtungen haftet die

BSK weiterhin subsidiär nach § 1 Abs. 1 Satz 3 BetrAVG.

Bei Wechsel des Durchführungsweges lag eine vollständige Ausfinanzierung des

Pensionsfonds bezogen auf den notwendigen Erfüllungsbetrag der betreffenden

Pensionsverpflichtungen gemäß § 340a Abs. 1 i.V.m. § 253 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 HGB vor.

Der notwendige Erfüllungsbetrag der übertragenen Pensionsverpflichtungen war durch das

im Pensionsfonds zur Verfügung stehende Vermögen gedeckt.

Für die Ermittlung einer nach Art. 28 Abs. 2 EGHGB anzugebenden etwaigen

Unterdeckung des Pensionsfonds wird der handelsrechtliche Rückstellungswert der

betreffenden Pensionsverpflichtungen (notwendiger Erfüllungsbetrag nach § 340a Abs. 1

in Mio. €

in diesem Bilanzposten sind enthalten: 

Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 0 0

im Folgejahr fällige begebene Schuldverschreibungen 1.114 553

31.12.2025 31.12.2024

in Mio. € 31.12.2025 31.12.2024

Verbindlichkeiten aus Gewinnabführung an LBBH 293 368

Verbindlichkeiten aus Collateral 425 337

Verbindlichkeiten aus Optionsgeschäften, Futures und Swaps 95 85

Verbindlichkeiten ggü. Finanzbehörden 10 14

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und sonstigen Leistungen 2 4

Übrige 35 29

Insgesamt 860 837

in Mio. €

in diesem Bilanzposten sind enthalten:

Unterschiedsbetrag zwischen Nenn- und Auszahlungsbetrag von Forderungen 4 5

31.12.2025 31.12.2024

in Mio. € 31.12.2024
Verbrauch Auflösung

Umbu-

chung 1) Zuführung
Auf-/

Abzinsung 31.12.2025

Rückstellungen für Pensionen und 
ähnliche Verpflichtungen 212 5 0 2 18 4 231

Insgesamt 212 5 0 2 18 4 231

1) Spalte Umbuchung enthält nicht erfolgswirksame Rückstellungsveränderungen
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i.V.m. § 253 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 HGB) dem beizulegenden Zeitwert des

Pensionsfondsvermögens gegenübergestellt. Im Pensionsfonds ergibt sich am

Bilanzstichtag eine Unterdeckung in Höhe von 14,0 Mio. € (Vj.: 102,8 Mio. €), für die gemäß

Art. 28 Abs. 1 Satz 2 EGHGB keine Rückstellung passiviert wurde.

Aus der Abzinsung der Rückstellungen für Pensionen mit dem durchschnittlichen

Marktzinssatz der vergangenen zehn Geschäftsjahre ergibt sich im Vergleich zur Abzinsung

mit dem durchschnittlichen Marktzinssatz der vergangenen sieben Geschäftsjahre ein

Unterschiedsbetrag in Höhe von -6,8 Mio. € (Vj.: -2,4 Mio. €). Für das aktuelle Jahr ergibt 

sich ein negativer Wert, da per Stichtag 31. Dezember 2025 der durchschnittliche Zins der

vergangenen zehn Jahre unter dem Durchschnitt der letzten sieben Jahre liegt.

Entwicklung der Steuerrückstellungen und der anderen Rückstellungen:

Die Restrukturierungsrückstellungen beinhalten Rückstellungen für nicht mehr selbst

genutzte Mietobjekte, bestehend aus Mietzinsdifferenzen bei Untervermietung und

Leerständen in Höhe von 11,2 Mio. € (Vj.: 25,3 Mio. €) und Um-/Rückbauverpflichtungen

bei Mietvertragsende/Untervermietung in Höhe von 4,0 Mio. € (Vj.: 3,7 Mio. €) und den

Rückbau von Informationstechnik in Höhe von 1,2 Mio. € (Vj.: 3,2 Mio. €).

In den anderen sonstigen Rückstellungen sind weitere Rückstellungen mit Bezug auf das

Kundengeschäft in Höhe von 48,8 Mio. € (Vj.: 63,3 Mio. €) enthalten. Sie beinhalten des

Weiteren eine Rückstellung für Payment Commitments an das institutsbezogene

Sicherungssystem der Sparkassen-Finanzgruppe in Höhe von 68,1 Mio. € 

(Vj.: 63,2 Mio. €), Rückstellungen im Zusammenhang mit dem Eigenhandel in Höhe von

11,4 Mio. € (Vj.: 22,9 Mio. €), Rückstellungen im Zusammenhang mit der Aufgabe des

Drittkartengeschäfts in Höhe von 16,0 Mio. € (Vj.: 16,6 Mio. €) sowie für

Rückbauverpflichtungen in Höhe von 11,1 Mio. € (Vj.: 9,8 Mio. €).

In den anderen Rückstellungen für den Personalbereich sind u.a. Rückstellungen für

Altersteilzeitvereinbarungen in Höhe von 21,9 Mio. € (Vj.: 26,6 Mio. €) und für 

in Mio. € 31.12.2024
Verbrauch Auflösung

Umbu-

chung 1) Zuführung
Auf-/

Abzinsung 31.12.2025

Steuerrückstellungen 0 0 0 0 1 0 1

Personalbereich 88 44 1 10 25 1 79

Lieferung und Leistung 51 33 17 -1 38 0 38

Restrukturierung 32 14 3 0 0 1 16

Kreditgeschäft 16 0 1 0 18 0 33

Sonstige 193 10 29 -1 21 0 174

andere Rückstellungen

insgesamt 380 101 51 8 102 2 340

1) Spalte Umbuchung enthält nicht erfolgswirksame Rückstellungsveränderungen
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Vorruhestandsvereinbarungen in Höhe von 24,0 Mio. € (Vj.: 26,4 Mio. €) enthalten. Zur

Absicherung der Rückstellungen für den Erfüllungsrückstand aus

Altersteilzeitvereinbarungen gemäß § 8a Abs. 1 Satz 1 ATG hinterlegt die Bank

Deckungsguthaben (per 31. Dezember 2025: 27,1 Mio. € (Vj.: 39,0 Mio. €)). Die

Vermögensgegenstände dienen ausschließlich der Erfüllung der Verpflichtung aus

Altersteilzeitvereinbarungen und sind dem Zugriff übriger Gläubiger in Höhe des zu

sichernden Wertguthabens entzogen. Sie wurden im Geschäftsjahr gemäß

§ 246 Abs. 2 Satz 2 HGB mit den zugrundeliegenden Verpflichtungen wie folgt verrechnet:

(16) Nachrangige Verbindlichkeiten

Eine vorzeitige Rückzahlungsverpflichtung der nachrangigen Verbindlichkeiten auf

Verlangen der Gläubiger besteht nicht. Im Falle einer Liquidation dürfen sie erst nach

Befriedigung aller nicht nachrangigen Gläubiger zurückgezahlt werden.

Die nachrangigen Verbindlichkeiten werden bis zum Ende des Jahres 2039 zur

Rückzahlung fällig (davon im Jahr 2026 0,0 Mio. €). Die Ursprungslaufzeiten liegen

zwischen 10 und 30 Jahren.

Wie im Vorjahr gab es keine nachrangigen Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen

sowie gegenüber Beteiligungsunternehmen.

Der Zinsaufwand für nachrangige Verbindlichkeiten beträgt 8,2 Mio. € (Vj.: 9,7 Mio. €) unter 

Berücksichtigung von Erträgen aus Swap-Geschäften in Höhe von 2,8 Mio. €

(Vj.: 1,8 Mio. €).

Die Voraussetzungen zur Zurechnung zum aufsichtsrechtlichen Eigenkapital sind für einen

Bestand in Höhe von 216,6 Mio. € (Vj.: 260,0 Mio. €) erfüllt.

Folgende nachrangige Verbindlichkeiten übersteigen 10 % des Gesamtbetrages:

in Mio. € 31.12.2025 31.12.2024

Rückstellungen unsaldiert: Erfüllungsbetrag aus Altersteilzeitvereinbarungen
(einschließlich Arbeitgeberanteilen an der Sozialversicherung, künftigen
Gehaltssteigerungen und Gehaltsansprüchen über 6 Wochen Krankheit) 34 42
abzüglich Deckungsvermögen 27 39

Rückstellungen saldiert 7 3
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(17) Eigenkapital

Das Grundkapital beträgt gemäß § 3 der Satzung der BSK zum 31. Dezember 2025

1.200,0 Mio. € und ist in 1.200.000.000 nennwertlose Stückaktien eingeteilt. Daneben 

besteht eine Kapitalrücklage in Höhe von 785,1 Mio. € (Vj.: 785,1 Mio. €) und eine

Gewinnrücklage in Höhe von 41,2 Mio. € (Vj.: 41,2 Mio. €).

Die Gewinnrücklage ist in der Höhe des Restbuchwerts der aktivierten, selbst geschaffenen

immateriellen Vermögensgegenstände von 0,2 Mio. € (Vj.: 0,3 Mio. €) 

ausschüttungsgesperrt.

Nominalwerte

in Mio. €

(1) EUR 200 200 1,7500 01.10.2029

(2) JPY 15.000 81 5,1500 30.04.2027

lfd. Nr. in Mio. Währung

31.12.2025 Nominalwerte
Zinssatz in % Fälligkeit
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Weitere Angaben zur Bilanz 

(18) Treuhandvermögen und Treuhandverbindlichkeiten

Bei den ausgewiesenen Treuhandgeschäften handelt es sich um Forderungen an Kunden

in Höhe von 87,8 Mio. € (Vj.: 122,6 Mio. €) sowie Verbindlichkeiten gegenüber 

Kreditinstituten in Höhe von 87,8 Mio. € (Vj.: 118,4 Mio. €) und Verbindlichkeiten 

gegenüber Kunden in Höhe von 0,0 Mio. € (Vj.: 4,2 Mio. €).

(19) Als Sicherheiten übertragene Vermögensgegenstände

Von den insgesamt 6.798,3 Mio. € (Vj.: 5.343,9 Mio. €) als Sicherheiten übertragenen 

Vermögensgegenständen dienen 6.669,8 Mio. € (Vj.: 5.175,6 Mio. €) der Sicherung einer 

von der BSK ausnutzbaren Kreditlinie des Europäischen Systems der Zentralbanken

(ESZB).

Nominalwert

in Mio. € 31.12.2025 31.12.2024

verpfändet bei dem ESZB

Anleihen und Schuldverschreibungen 5.505 3.800

Kreditforderungen 1.165 1.376

Kontoguthaben 68 63

bei der Eurex hinterlegt

Anleihen und Schuldverschreibungen 27 72

Sicherheitenstellung bei inländischen Banken i.R. der Abwicklung

von Derivategeschäften

Anleihen und Schuldverschreibungen 33 33

Insgesamt 6.798 5.344
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Gewinn- und Verlustrechnung 

(20) Zinsüberschuss

Im Zinsüberschuss sind aperiodische Zinsaufwendungen in Höhe von 0,1 Mio. €

(Vj.: 0,0 Mio. €) enthalten. Die aperiodischen Zinserträge betragen 0,0 Mio. €

(Vj.: 0,0 Mio. €).

(21) Provisionsüberschuss

Die wesentlichen an Dritte erbrachten Dienstleistungen für Verwaltung und Vermittlung

entfallen auf die Vermittlung von Produkten von Verbundpartnern (Kredite, Versicherungen,

Vermögensverwaltungen und Bausparverträge).

Im Provisionsüberschuss sind aperiodische Erträge in Höhe von 0,0 Mio. € (Vj.: 3,4 Mio. €) 

enthalten.

in Mio. € 2025 2024

Zinserträge 1.231 1.583

aus Kredit- und Geldmarktgeschäften 1.010 1.291
aus festverzinslichen Wertpapieren und Schuldbuchforderungen 221 292

Laufende Erträge 34 31

aus Aktien und anderen nicht festverzinslichen Wertpapieren 6 7

aus Beteiligungen 28 16
aus verbundenen Unternehmen 0 8

Erträge aus Gewinngemeinschaften 2 2

Zinsaufwendungen 311 512

für Einlagen 209 415

für verbriefte Verbindlichkeiten 94 88

für nachrangige Verbindlichkeiten 8 9

Insgesamt 956 1.104

in Mio. € 2025 2024

Wertpapier- und Emissionsgeschäft 61 56

Zahlungsverkehr / Kontoführung 173 171

Kreditgeschäft 33 36

Kreditgeschäft 23 24

Avalprovisionen 6 7

Auslandsgeschäft 4 5

Kartengeschäft 41 56

Sonstiges Dienstleistungsgeschäft 23 20

Insgesamt 331 339
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(22) Andere Verwaltungsaufwendungen

Die Kosten für Dienstleistungen Dritter konnten vor allem in den Beratungskosten auf

20,5 Mio. € (Vj.: 37,6 Mio. €), den Kosten im Kartengeschäft auf 32,6 Mio. € 

(Vj.: 51,3 Mio. €) und den Kosten für Sonstige Dienste Dritter auf 38,1 Mio. € 

(Vj.: 47,6 Mio. €) reduziert werden.

Der Aufwand in den Sonstigen Sachkosten war in 2024 insbesondere aufgrund der

Zuführung zur Rückstellung für Zahlungsanforderungen aus Payment Commitments höher

(2025: 5,0 Mio. € (Vj.: 63,2 Mio. €)).

Das vom Abschlussprüfer berechnete Gesamthonorar ist in der Zeile Dienstleistungen

Dritter enthalten und teilt sich wie folgt auf:

Die KPMG AG hat den Jahresabschluss der BSK zum 31. Dezember 2025 geprüft und

verschiedene gesetzliche Jahresabschlussprüfungen bei Tochterunternehmen

durchgeführt. Zudem erfolgte prüfungsintegriert die Prüfung eines Konzernberichtspakets.

Darüber hinaus wurden im Rahmen von anderen Bestätigungsleistungen Prüfungen nach

§ 89 Abs. 1 WpHG und § 16j FinDAG, Prüfungen nach ISAE 3000 zur Nutzung von

Kreditforderungen zur Besicherung von Zentralbankkrediten, zur Einhaltung der PSD2-

Anforderungen sowie eine freiwillige Prüfung des gesonderten nichtfinanziellen Berichtes

nach § 289b und c HGB (Limited Assurance) und Prüfungen gemäß §§ 84, 85 der

Rahmensatzung für das Sicherungssystem der Sparkassen-Finanzgruppe durchgeführt.

Weiterhin erfolgten Prüfungen nach IDW PS 490 von Aufstellungen von Finanzangaben

in Mio. € 2025 2024

Dienstleistungen Dritter 1) 140 193

EDV-Aufw and 94 104

Geschäftsräume 80 88

Sonstige Sachkosten 33 97

Werbekosten 19 17

Geschäftsausstattung 5 6

Aufw and aus Bankenabgabe 0 0

Insgesamt 371 505

1) enthält 41,0 Mio. € (Vj.: 45,4 Mio. €) Konzernleistungsverrechnung

in Mio. € 2025 2024

Abschlussprüferhonorar

für Abschlussprüfungsleistungen 2 2

für andere Bestätigungsleistungen 1 1

für Steuerberatungsleistungen 0 0

für sonstige Leistungen 0 0

Insgesamt 3 3
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erkennbaren Risiken im Kreditgeschäft wurden Einzelwertberichtigungen und

Rückstellungen in Höhe der erwarteten Ausfälle gebildet. Einzelwertberichtigungen werden

aufgelöst, sobald sich der Wert der Forderung entsprechend erhöht, weil sich entweder die

Sicherheitenbewertung und/oder die Bonität des Kreditnehmers grundlegend und

nachhaltig verbessert haben.

Für den Kreditbestand, für den keine Einzelwertberichtigung erforderlich ist, wird eine

Pauschalwertberichtigung nach IDW RS BFA 7 gebildet. Die Pauschalwertberichtigung

wird auf Basis eines Portfolioansatzes unter Einbeziehung der Parameter

Ausfallwahrscheinlichkeit, Verlustquote, Erlös- und Einbringungsquote und

Kreditkonversionsfaktor ermittelt.

Vor dem Hintergrund der sich weiterentwickelnden gesamtwirtschaftlichen und

geopolitischen Risiken und deren zwischenzeitlichen Einfluss auf die Bewertung des

Kreditgeschäftes wurden Management Adjustments wie folgt gebildet.

In Zusammenhang mit Erkenntnissen aus der Mittelfristplanung und dort genutzten Basis- 

und Rezessionsszenarien wurde ein Management Adjustment in Höhe von 7,4 Mio. € (Vj.: 

9,8 Mio. €) gebildet. Dabei werden neben einem auf das gesamte Kreditportfolio

bezogenem Bestandteil insbesondere Risiken im Zusammenhang mit dem CRE-

Kreditportfolio der BSK berücksichtigt.

Nachhaltigkeitsrisiken (ESG-Risiken) wirken auf Sicherheitenbewertungen und auf das

Rating von Kreditnehmern. Zur Ergänzung der vor allem auf qualitativen Einschätzungen

im Kredit- und Sicherheitenbewertungsprozess basierenden Bewertung von ESG-Risiken

wurde ein Management Adjustment in Höhe von 2,0 Mio. € (Vj.: 2,0 Mio. €) gebildet.

Aufgrund von Verbesserungen der Ratingmodelle wird das Management Adjustment für

Risiken des Immobilienratings und des Kundenkompaktratings in Höhe von 4,8 Mio. € 

vollständig aufgelöst.

Zum 31. Dezember 2025 beträgt die Summe der gebildeten Management Adjustments

9,4 Mio. € (Vj.: 16,6 Mio. €).

Die Risikovorsorge für das Kreditgeschäft hat sich wie folgt entwickelt: 
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Der Bestand der Risikovorsorge entfällt auf:

(25) Außerordentliche Aufwendungen und Erträge

Außerordentliche Aufwendungen und Erträge waren im abgelaufenen Geschäftsjahr nicht

zu verzeichnen.

(26) Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

Aufgrund der ertragsteuerlichen Organschaft mit der BSKH wird das inländische Ergebnis

bei ihr versteuert. Latente Steuern, die auf temporäre Differenzen der BSK entfallen,

werden ebenfalls beim Organträger BSKH ausgewiesen.

in Mio. € 2025 2024 2025 2024 2025 2024 2025 2024 2025 2024 2025 2024

Stand 01.01. 439 351 78 114 16 19 533 484

Zuführungen 0 0 148 123 32 1 18 1 198 125 198 125

Inanspruchnahmen 0 0 23 12 0 0 0 0 23 12 0 0

Auflösungen 0 0 10 23 9 34 1 4 20 61 20 61
Direkt-abschreibungen 37 53 0 0 0 0 0 0 0 0 37 53
Eingänge auf 
abgeschriebene 
Forderungen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Umbuchungen 0 0 -4 0 4 -3 0 0 0 -3 0 0
Wechselkurs-
änderungen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Stand 31.12. 37 53 550 439 105 78 33 16 688 533 215 117

1) davon individuell ermittelte EWB 347,2 Mio. € (Vj.: 232,2 Mio. €), pauschalierte EWB 202,6 Mio. € (Vj.: 206,8 Mio. €)

2) inkl. Management Adjustment 9,4 Mio. € (Vj.: 16,6 Mio. €)

Bestand GuV

SummeAdressenrisiko

Direktabschrei-

bungen

Einzelwert-

berichtigung 1)

Pauschalwert-

berichtigung 2)

Rückstellungen

Kreditgeschäft

in Mio. € 31.12.2025 31.12.2024

Forderungen an Kreditinstitute 3 3

Forderungen an Kunden 652 514

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 0 0

Rückstellungen auf Eventualverbindlichkeiten und andere Verpflichtungen 33 16

Insgesamt 688 533
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Sonstige Angaben 

(27) Außerbilanzielles Geschäft/Haftungsverhältnisse und sonstige 

finanzielle Verpflichtungen 

Die BSK ist Mitglied im Landesbanken-Teilfonds (bestehend aus dem

Einlagenstützungsfonds und dem Zusatzfonds) des als Einlagensicherungssystem

anerkannten institutsbezogenen Sicherungssystems der Sparkassen-Finanzgruppe. Das

jährlich zu berechnende Zielvolumen der im Sicherungssystem vorzuhaltenden

Finanzmittel ist von den Mitgliedsinstituten aufzubringen. Der dafür erforderliche jährliche

Beitrag wird vom Deutschen Sparkassen- und Giroverband e.V. (DSGV) als Träger des

Sicherungssystems ermittelt. Die Auffüllphase des Einlagenstützungsfonds ist

abgeschlossen, dennoch werden in den Folgejahren weitere Beiträge fällig werden.

Einerseits wird der Teilfonds zur Einlagensicherung bei Einlagenwachstum durch Beiträge

aufgefüllt werden müssen, andererseits begann in 2025 die achtjährige Auffüllphase des

Zusatzfonds für die Institutssicherung. Ein Teil der bisherigen Beiträge wurde in Form einer

unwiderruflichen Zahlungsverpflichtung im Sinne des § 285 Nummer 3a HGB für den

Einlagenstützungsfonds in Höhe von 63,2 Mio. € (Vj.: 63,2 Mio. €) und für den Zusatzfonds 

in Höhe von 4,9 Mio. € geleistet. Als Sicherheit hierfür wurden die Ansprüche aus einem 

Geldkonto bei der Deutschen Bundesbank in der gleichen Höhe dem Sicherungssystem

verpfändet. Es wurde eine Rückstellung für den Haftungsbetrag in voller Höhe gebildet.

Darüber hinaus können im Falle eines Entschädigungs- oder Stützungsfalles eines

Mitgliedsinstitutes sofortige Sonder- oder Zusatzbeiträge erhoben werden, deren Höhe aus

heutiger Sicht nicht voraussehbar ist.

Die S-Kreditpartner GmbH ist an den Landesbanken-Teilfonds angeschlossen. Die BSK hat

sich verpflichtet, dem DSGV als Träger des Landesbanken-Teilfonds – entsprechend ihres

Anteils an der S-Kreditpartner GmbH – zu 40 Prozent alle Aufwendungen einschließlich

Zinsen und Zinsentgang für Hilfsmaßnahmen zu ersetzen, die nicht aus Mitteln des für die

S-Kreditpartner GmbH gebildeten Fonds bestritten werden können.

Ausführungen zu den Verpflichtungen der BSK aus der Auslagerung der

Pensionsverpflichtungen befinden sich in den Erläuterungen zu den Rückstellungen.

Aus Mietverträgen mit einzelnen Laufzeiten bis in das Jahr 2039 ergeben sich zukünftige

Belastungen von insgesamt 190,6 Mio. € (Vj.: 211,4 Mio. €).

Anhang 116 von 154



Die BSK ist Generalmieterin des Objektes Alexanderhaus. Im Rahmen der von ihr

beauftragten Umbaumaßnahmen im Alexanderhaus stellte die BSK den Fonds als

Vermieter und die Fondszeichner von den steuerlichen und sonstigen finanziellen Schäden

und Nachteilen im Zusammenhang mit den Umbaumaßnahmen und der Untervermietung

des Objektes frei. Die Freistellungen gegenüber den Fondszeichnern sind betraglich

begrenzt auf 100 % ihrer Pflichteinlage (0,0 Mio. €; ohne die im Eigenbestand befindlichen

Anteile). Die Freistellungen gegenüber dem Fonds unterliegen keiner vertraglichen

Beschränkung. Wirtschaftliche Risiken aus den Freistellungen sind derzeit weder

erkennbar noch quantifizierbar. Eine Inanspruchnahme der BSK aus diesen Freistellungen

ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht zu erwarten.

Wertpapierleihegeschäfte werden im Rahmen der Liquiditätssteuerung eingesetzt.

Entleihen werden mit dem Ziel getätigt, die entliehenen Wertpapiere als Sicherheit für

Pensionsgeschäfte weiterverwenden zu können. Verleihen erfolgen gegen Gebühr. Dabei

werden die entliehenen Wertpapiere in der Bilanz nicht ausgewiesen, verliehene

Wertpapiere werden weiterhin bilanziert. Die Risiken aus diesen Geschäften bestehen im

Settlementrisiko. Es lässt sich als Unterschiedsbetrag zwischen dem Marktwert der

zugrunde liegenden Wertpapiere und den erhaltenen bzw. gestellten Sicherheiten

definieren. Zum Bilanzstichtag waren Wertpapiere im Nominalwert von 30,0 Mio. €

(Vj.: 30,0 Mio. € Nominalwert) entliehen und wie im Vorjahr keine Wertpapiere verliehen.

Für die BSK besteht eine Nachschussverpflichtung für den Clearing-Fonds bei der Eurex

Clearing AG, Frankfurt am Main. Sofern dieser Fonds nach einem Verwertungsereignis bei

Ausfall eines anderen Clearing-Mitglieds nicht ausreichen sollte, können die nicht

betroffenen Clearing-Mitglieder bis zu einer Haftungsgrenze in Höhe der zweifachen

Beitragspflicht in Anspruch genommen werden. Zum Bilanzstichtag beträgt die

Haftungsgrenze der BSK 30,0 Mio. € (Vj.: 30,0 Mio. €).

Die BSK ist im Geschäftsjahr 2025 einen langfristigen Dienstleistungsvertrag mit der

S-Servicepartner Deutschland GmbH eingegangen. Der Vertrag wurde über eine Laufzeit

von mindestens 10 Jahren abgeschlossen und beinhaltet im Wesentlichen

Marktfolgedienstleistungen für Bankprodukte (z.B. Zahlungsverkehr, Electronic Banking,

etc.). Die exakte Höhe der damit eingegangenen Verpflichtungen ist abhängig vom Umfang

des Leistungsbezugs des jeweiligen Geschäftsjahres sowie der Entwicklung einzelner

Parameter (z.B. Entwicklung der Pensionen). Der jährlich zu zahlende Betrag ist damit nicht

exakt bezifferbar, für 2026 ist er mit ca. 45,0 Mio. € geplant und wird in den Folgejahren 

leicht abschmelzen.
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(28) Eventualverbindlichkeiten und unwiderrufliche Kreditzusagen

Die BSK hat im Berichtsjahr keine Patronatserklärungen abgegeben. Ein Patronat

zugunsten der Berlin Hyp AG endete zum 31. Dezember 2014. Es bezog sich auf alle

Verpflichtungen der Gesellschaft. Für die bis zu diesem Zeitpunkt eingegangenen

Verpflichtungen besteht das Patronat fort. Durch den in 2014 erfolgten Verkauf der Berlin

Hyp AG an die BSKH hat sich die BSKH verpflichtet, die BSK von einer Inanspruchnahme

auf Sicherheitsleistung gemäß § 303 AktG aus Anlass der Beendigung des

Gewinnabführungs- bzw. Beherrschungsvertrages sowie von Ansprüchen Dritter aus der

ausgelaufenen Patronatserklärung freizustellen. Zum 31. Dezember 2025 beträgt der

quantifizierbare Anteil dieser Eventualverbindlichkeiten 1,9 Mrd. € (Vj.: 2,0 Mrd. €). Eine 

exakte Quantifizierung des gesamten Haftungsumfanges, der sich darüber hinaus im

Wesentlichen auch auf nicht bilanzierte Derivate, Gewährleistungen und Rückstellungen

bezieht, ist hingegen nicht mit hinreichender Sicherheit möglich.

Das Risiko einer Inanspruchnahme der unter der Bilanz ausgewiesenen Verbindlichkeiten

aus Bürgschaften, Gewährleistungsverträgen und unwiderruflichen Kreditzusagen wird

aufgrund der gegenwärtigen Bonität und des bisherigen Zahlungsverhaltens der

Kreditnehmer als gering eingeschätzt. Erkennbare Anhaltspunkte, die eine andere

Beurteilung erforderlich machen würden, liegen nicht vor.

(29) Pensionsgeschäfte

Zum Berichtsstichtag bestanden wie im Vorjahr keine General-Collateral-Pooling-

Geschäfte als Pensionsgeber. Eine Ausreichung von Vermögensgegenständen war nicht

erforderlich.

(30) Bewertungseinheiten

Grundgeschäfte wurden mit folgenden Beträgen in Bewertungseinheiten einbezogen und

gegen folgende Risiken abgesichert:

Grund-

geschäft

Grund-

geschäft

Nominalwert
Zinsände-

rungsrisiko

Währungs-
 risiko

Aktien-

 risiko

Bonitäts-
 risiko

in Mio. € 31.12.2024

Vermögensgegenstände 8.579 x 7.600

Schulden 81 x x 92

schwebende Geschäfte 700 x 700

Sicherungsgeschäft

darin sind Nominalwerte von Derivaten als Sicherungsgeschäfte enthalten: 9.465,4 Mio. € (Vj.: 8.509,8 Mio. €)

31.12.2025
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Nicht in die Bankbuchsteuerung einbezogene Derivate im Anlagebuch unterliegen der

imparitätischen Einzelbewertung. Im Falle negativer Marktwerte sind entsprechend

Rückstellungen für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften im Sinne des

§ 249 HGB zu bilden. Zum 31. Dezember 2025 verfügt die BSK über keine entsprechenden

Derivate.

Mit Upfront Payments werden bei Abschluss eines Derivats für sich genommen nicht

marktgerechte Konditionen ausgeglichen, die wirtschaftlich als Agio oder Disagio

anzusehen sind. Diese werden als aktivischer bzw. passivischer

Rechnungsabgrenzungsposten bilanziell erfasst. Die bilanzierten

Rechnungsabgrenzungsposten beinhalten auch die infolge der Aufgabe des

Handelsbuchstatus per 1. Januar 2016 umgegliederten Zeitwerte ehemaliger

Handelsbuchderivate, die wie Upfront Payments behandelt werden.

Bonitätsbedingten Ausfallrisiken wird in der Regel durch den Abschluss von Collateral-

Vereinbarungen entgegengewirkt. Sich daraus ergebende Sicherheitsleistungen sind als

sonstige Vermögensgegenstände bzw. sonstige Verbindlichkeiten ausgewiesen.
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(33) Bezüge des Vorstands und des Aufsichtsrats sowie diesem

Personenkreis gewährte Kredite

In der Aufsichtsratssitzung am 29. November 2024 wurde Herr Alexander Stuwe für die

Nachfolge von Herrn Michael Jänichen zum Vorstandmitglied der BSK 1818 AG nominiert.

Eine Bestellung mit Wirkung zum 1. Januar 2026 erfolgte in der Aufsichtsratssitzung am

7. April 2025. Die Amtszeit von Herrn Michael Jänichen endet vertragsgemäß am

31. Oktober 2026.

In der Aufsichtsratssitzung am 25. Juni 2025 wurde die Position einer stellvertretenden

Vorstandsvorsitzenden geschaffen und Frau Nancy Plaßmann für die Position zum

1. Juli 2025 ernannt.

Der Aufsichtsrat der BSK hat in seiner Sitzung am 7. April 2025 über die variablen

erfolgsabhängigen Vorstandsvergütungen intensiv beraten und auf Basis der für die

jeweiligen Jahre geltenden Regelungen entschieden. Für das Geschäftsjahr 2025 hat der

Aufsichtsrat auf Basis einer Empfehlung des Vergütungskontrollausschusses eine

Zieltantieme i.H.v. 50 Tsd. € bis 120 Tsd. € je Vorstandsmitglied festgesetzt.

Für die Geschäftsjahre 2018 bis 2023 wurde vom Aufsichtsrat zudem für die Herren

Dr. Evers, Kulartz und Jänichen die der Nachhaltigkeitsprüfung unterliegenden Raten der

Vorbehaltstantiemen einer Überprüfung unterzogen. Die zur Auszahlung anstehenden

jeweiligen Raten wurden vollständig gewährt und i.H.v. insgesamt 118 Tsd. € ausbezahlt.

Für die davor liegenden Geschäftsjahre wurden keine Zieltantiemen festgesetzt bzw. waren

keine Nachhaltigkeitsprüfungen vorzunehmen.

Die personelle Zusammensetzung des Aufsichtsrats der BSK hat sich gegenüber dem

31. Dezember 2024 wie folgt verändert:

Zum 30. April 2025 legte Frau Christina Förster das Mandat als Aufsichtsratsmitglied

nieder. Auf sie folgte vom 1. Mai 2025 bis 31. Dezember 2025 Frau Maike Buchner in der

Position als neues Mitglied des Aufsichtsrats.

Darüber hinaus haben sich keine weiteren Veränderungen ergeben.
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Folgende Leistungen für aktive Vorstandsmitglieder wurden aufgewandt oder

zurückgestellt:

(34) Anzahl der Beschäftigten im Jahresdurchschnitt

in Tsd. €

  Mitglieder des Vorstands

Dr. Johannes Evers 21 14 266 245
Michael Jänichen 86 98 715 629

Nancy Plaßmann 0 0 0 0

Olaf Schulz 0 0 0 0

Insgesamt 107 112 981 874

Aufwand / Zuführung

zu Rückstellungen

 in 2025

Bilanzierte

Pensions-rückstellung / 

Barwert des 

Versorgungs-anspruchs 

per 31.12.2025

Bilanzierte

Pensions-rückstellung / 

Barwert des 

Versorgungs-anspruchs 

per 31.12.2024

Aufwand / Zuführung

zu Rückstellungen

 in 2024

2025 2024

Vollzeitbeschäftigte 2.404 2.338

Teilzeitkräfte 853 895

Insgesamt 3.257 3.233
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(35) Deckungsrechnung

Angaben gemäß § 28 Abs. 1 Nr. 1, 3, 6, 11, 13, 14, 15 und Abs. 2 Nr. 3, 4 PfandBG:

Nominalwert

in Tsd. € 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024

Nennwert Deckungsmasse 7.639.641 7.285.084 1.070.540 1.027.300

Nennwert Pfandbriefumlauf 3.729.000 3.694.000 250.000 300.000

Nennwertüberdeckung 3.910.641 3.591.084 820.540 727.300

davon gesetzliche Überdeckung 1) 146.162 148.188 10.343 11.886

davon freiwillige Überdeckung 3.764.479 3.442.896 810.196 715.413

Barwert Deckungsmasse 7.528.845 7.213.865 1.041.772 992.960

Barwert Pfandbriefumlauf 3.669.239 3.640.043 259.576 298.452

Barwertüberdeckung 3.859.606 3.573.822 782.196 694.508

davon gesetzliche Überdeckung 2) 73.385 72.801 5.192 5.969

davon freiwillige Überdeckung 3.786.222 3.501.021 777.004 688.539

Risikobarwert Deckungsmasse (Vortag) 7.156.100 6.857.166 996.594 946.006

Risikobarwert Umlauf (Vortag) 3.545.123 3.502.573 249.954 296.919

Risikobarwertüberdeckung (Vortag) 3.610.977 3.354.593 746.640 649.087

Liquiditätsüberdeckung 180-Tage-Min. 89.139 44.170 16.465 257.234

am: 15.05.2026 26.01.2025 28.01.2026 25.03.2024

Liquiditätsdeckung 559.250 298.657 23.028 306.749

Liquiditätssaldo kumuliert -470.111 -254.487 -6.563 -49.515

ergänzende Informationen

31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024

Forderungen ohne Insolvenzvorrecht
(nominal in Tsd. €) 0 0 0 0

Anteil der festverzinslichen Deckungsmasse
(in %) 91,81 90,56 100,00 100,00

Anteil des festverzinslichen Umlaufs (in %) 100,00 100,00 100,00 100,00

Nettobarwert der Deckungsmasse in
Fremdwährungen (in Tsd. €) 0 0 0 0

Nettobarwert des Umlaufs in Fremdwährungen (in
Tsd. €) 0 0 0 0

Anteil der ausgefallenen Deckungswerte gemäß Art.
178 (1) CRR (in %) 0,00 0,00 0,00 0,00

Volumensgewichtetes Alter der Hypothekendarlehen
(in Jahren) 5,74 5,40 0,00 0,00

Beleihungswertauslauf der Hypothekendarlehen (in
%) 57,25 57,11 0,00 0,00

Hypothekenregister Öffentliches Register

Hypothekenregister Öffentliches Register

2) barwertige sichernde Überdeckung gemäß § 4 Abs. 1 PfandBG

1) Summe aus der nennwertigen sichernden Überdeckung gemäß § 4 Abs. 2 PfandBG und des Nennwerts der barwertigen
sichernden Überdeckung gemäß § 4 Abs. 1 PfandBG
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Angaben gemäß § 28 Abs. 1 Nr. 2 PfandBG:

Liste internationaler Wertpapierkennnummern der Internationalen Organisation für 

Normung (ISIN) nach Pfandbriefgattung 

Hypothekenpfandbriefe 

Öffentliche Pfandbriefe 

31.12.2025 31.12.2024

DE000A13SNL0

DE000A162AZ5 DE000A162AZ5

DE000A162A26 DE000A162A26

DE000A162A59 DE000A162A59

DE000A162A67 DE000A162A67

DE000A162A75 DE000A162A75

DE000A162BC2 DE000A162BC2

DE000A162BD0 DE000A162BD0

DE000A162BF5 DE000A162BF5

DE000A162BG3 DE000A162BG3

DE000A162BL3 DE000A162BL3

DE000A30VRE4 DE000A30VRE4

DE000A30VRT2 DE000A30VRT2

DE000A30VRV8

31.12.2025 31.12.2024

DE000A162BB4

DE000A30VRF1

DE000A30VRU0
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Angaben gemäß § 28 Abs. 1 Nr. 4, 5 PfandBG:

Laufzeitstruktur Hypothekenregister 

Zinsbindungsfristen der Darlehen

in Tsd. € 31.12.2025 31.12.2024

bis zu sechs Monaten 377.150 376.521

> 6 Monate und bis zu 12 Monaten 411.561 236.213

> 12 Monate und bis zu 18 Monaten 270.218 482.882

> 18 Monate und bis zu 2 Jahren 302.403 462.101

> 2 Jahre und bis zu 3 Jahren 543.935 632.439

> 3 Jahre und bis zu 4 Jahren 739.900 621.653

> 4 Jahre und bis zu 5 Jahren 794.231 605.790

> 5 Jahre und bis zu 10 Jahren 2.685.011 2.313.002

> 10 Jahre 1.515.231 1.554.482

Insgesamt 7.639.640 7.285.083

Laufzeitstruktur der Pfandbriefe

in Tsd. € 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024

bis zu sechs Monaten 550.000 250.000 0 0

> 6 Monate und bis zu 12 Monaten 305.000 15.000 0 0

> 12 Monate und bis zu 18 Monaten 265.000 550.000 550.000 250.000

> 18 Monate und bis zu 2 Jahren 300.000 305.000 305.000 15.000

> 2 Jahre und bis zu 3 Jahren 500.000 565.000 565.000 855.000

> 3 Jahre und bis zu 4 Jahren 300.000 500.000 500.000 565.000

> 4 Jahre und bis zu 5 Jahren 98.000 300.000 300.000 500.000

> 5 Jahre und bis zu 10 Jahren 1.231.000 964.000 1.264.000 1.009.000

> 10 Jahre 180.000 245.000 245.000 500.000

Insgesamt 3.729.000 3.694.000 3.729.000 3.694.000

Deckungsmasse

Betrag Betrag nach FäV (12 Monate) 1)

1) Auswirkungen einer Fälligkeitsverschiebung (FäV) auf die Laufzeitenstruktur der Pfandbriefe / Verschiebungsszenario: 12
Monate. Es handelt sich hierbei um ein äußerst unwahrscheinliches Szenario, welches erst nach Ernennung eines Sachwalters
zur Geltung kommen könnte.
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Laufzeitstruktur Öffentliches Register 

Zinsbindungsfristen der Darlehen

in Tsd. € 31.12.2025 31.12.2024

bis zu sechs Monaten 35.573 13.774

> 6 Monate und bis zu 12 Monaten 70.424 13.775

> 12 Monate und bis zu 18 Monaten 30.157 22.275

> 18 Monate und bis zu 2 Jahren 24.815 57.326

> 2 Jahre und bis zu 3 Jahren 73.631 30.144

> 3 Jahre und bis zu 4 Jahren 172.620 119.675

> 4 Jahre und bis zu 5 Jahren 198.612 200.664

> 5 Jahre und bis zu 10 Jahren 453.622 567.809

> 10 Jahre 11.085 1.858

Insgesamt 1.070.539 1.027.300

Laufzeitstruktur der Pfandbriefe

in Tsd. € 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024

bis zu sechs Monaten 0 50.000 0 0

> 6 Monate und bis zu 12 Monaten 0 250.000 0 0

> 12 Monate und bis zu 18 Monaten 0 0 0 50.000

> 18 Monate und bis zu 2 Jahren 0 0 0 250.000

> 2 Jahre und bis zu 3 Jahren 0 0 0 0

> 3 Jahre und bis zu 4 Jahren 0 0 0 0

> 4 Jahre und bis zu 5 Jahren 250.000 0 0 0

> 5 Jahre und bis zu 10 Jahren 0 0 250.000 0

> 10 Jahre 0 0 0 0

Insgesamt 250.000 300.000 250.000 300.000

Deckungsmasse

Betrag Betrag nach FäV (12 Monate) 1)

1) Auswirkungen einer Fälligkeitsverschiebung (FäV) auf die Laufzeitenstruktur der Pfandbriefe / Verschiebungsszenario: 12
Monate. Es handelt sich hierbei um ein äußerst unwahrscheinliches Szenario, welches erst nach Ernennung eines Sachwalters
zur Geltung kommen könnte.
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Informationen zur Verschiebung der Fälligkeit der Pfandbriefe 

Angaben gemäß § 28 Abs. 1 Nr. 7 PfandBG:

Es existieren keine Derivate, die einen Anteil an den Deckungsmassen darstellen würden.

2025 2024

Voraussetzungen für
die Verschiebung der
Fälligkeit der
Pfandbriefe

Das Hinausschieben der Fälligkeit ist erforderlich, um die
Zahlungsunfähigkeit der Pfandbriefbank mit beschränkter
Geschäftstätigkeit zu vermeiden (Verhinderung der
Zahlungsunfähigkeit), die Pfandbriefbank mit
beschränkter Geschäftstätigkeit ist nicht überschuldet
(keine bestehende Überschuldung) und es besteht Grund
zu der Annahme, dass die Pfandbriefbank mit
beschränkter Geschäftstätigkeit jedenfalls nach Ablauf
des größtmöglichen Verschiebungszeitraums unter
Berücksichtigung weiterer Verschiebungs-möglichkeiten
ihre dann fälligen Verbindlichkeiten erfüllen kann (positive
Erfüllungsprognose).
Siehe ergänzend auch § 30 Abs. 2b PfandBG.

Das Hinausschieben der Fälligkeit ist erforderlich, um die
Zahlungsunfähigkeit der Pfandbriefbank mit beschränkter
Geschäftstätigkeit zu vermeiden (Verhinderung der
Zahlungsunfähigkeit), die Pfandbriefbank mit
beschränkter Geschäftstätigkeit ist nicht überschuldet
(keine bestehende Überschuldung) und es besteht Grund
zu der Annahme, dass die Pfandbriefbank mit
beschränkter Geschäftstätigkeit jedenfalls nach Ablauf
des größtmöglichen Verschiebungszeitraums unter
Berücksichtigung weiterer Verschiebungs-möglichkeiten
ihre dann fälligen Verbindlichkeiten erfüllen kann (positive
Erfüllungsprognose).
Siehe ergänzend auch § 30 Abs. 2b PfandBG.

Befugnisse des
Sachwalters bei
Verschiebung der
Fälligkeit der
Pfandbriefe

Der Sachwalter kann die Fälligkeiten der
Tilgungszahlungen verschieben, wenn die maßgeblichen
Voraussetzungen nach § 30 Abs. 2b PfandBG hierfür
erfüllt sind. Die Verschiebungsdauer, welche einen
Zeitraum von 12 Monaten nicht überschreiten darf,
bestimmt der Sachwalter entsprechend der
Erforderlichkeit.

Der Sachwalter kann die Fälligkeiten der
Tilgungszahlungen verschieben, wenn die maßgeblichen
Voraussetzungen nach § 30 Abs. 2b PfandBG hierfür
erfüllt sind. Die Verschiebungsdauer, welche einen
Zeitraum von 12 Monaten nicht überschreiten darf,
bestimmt der Sachwalter entsprechend der
Erforderlichkeit.

Der Sachwalter kann die Fälligkeiten von Tilgungs- und
Zinszahlungen, die innerhalb eines Monats nach seiner
Ernennung fällig werden, auf das Ende dieses
Monatszeitraums verschieben. Entscheidet sich der
Sachwalter für eine solche Verschiebung, wird das
Vorliegen der Voraussetzungen nach § 30 Abs. 2b
PfandBG unwiderlegbar vermutet. Eine solche
Verschiebung ist im Rahmen der
Höchstverschiebungsdauer von 12 Monaten zu
berücksichtigen.

Der Sachwalter kann die Fälligkeiten von Tilgungs- und
Zinszahlungen, die innerhalb eines Monats nach seiner
Ernennung fällig werden, auf das Ende dieses
Monatszeitraums verschieben. Entscheidet sich der
Sachwalter für eine solche Verschiebung, wird das
Vorliegen der Voraussetzungen nach § 30 Abs. 2b
PfandBG unwiderlegbar vermutet. Eine solche
Verschiebung ist im Rahmen der
Höchstverschiebungsdauer von 12 Monaten zu
berücksichtigen.

Der Sachwalter darf von seiner Befugnis für sämtliche
Pfandbriefe einer Emission nur einheitlich Gebrauch
machen. Hierbei dürfen die Fälligkeiten vollständig oder
anteilig verschoben werden. Der Sachwalter hat die
Fälligkeit für eine Pfandbriefemission so zu verschieben,
dass die ursprüngliche Reihenfolge der Bedienung der
Pfandbriefe, welche durch die Verschiebung überholt
werden könnten, nicht geändert wird (Überholverbot).
Dies kann dazu führen, dass auch die Fälligkeiten später
fällig werdender Emissionen zu verschieben sind, um
das Überholverbot zu wahren.
Siehe ergänzend auch § 30 Abs. 2a und 2b PfandBG.

Der Sachwalter darf von seiner Befugnis für sämtliche
Pfandbriefe einer Emission nur einheitlich Gebrauch
machen. Hierbei dürfen die Fälligkeiten vollständig oder
anteilig verschoben werden. Der Sachwalter hat die
Fälligkeit für eine Pfandbriefemission so zu verschieben,
dass die ursprüngliche Reihenfolge der Bedienung der
Pfandbriefe, welche durch die Verschiebung überholt
werden könnten, nicht geändert wird (Überholverbot).
Dies kann dazu führen, dass auch die Fälligkeiten später
fällig werdender Emissionen zu verschieben sind, um
das Überholverbot zu wahren.
Siehe ergänzend auch § 30 Abs. 2a und 2b PfandBG.
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Angaben gemäß § 28 Abs. 2 Nr. 1b und c PfandBG:

Nutzungsart (I) 

Nutzungsart (II) 

in Tsd. €

wohnwirtschaftlich 5.072.828 4.808.985

gewerblich 2.005.813 2.167.598

Insgesamt 7.078.641 6.976.584

31.12.2025 31.12.2024

Staaten

in Tsd. € 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024

Deutschland 660.147 567.977 640.767 550.021 3.785.785 3.690.987 5.086.699 4.808.985

Insgesamt 660.147 567.977 640.767 550.021 3.785.785 3.690.987 5.086.699 4.808.985

Staaten

in Tsd. € 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024

Deutschland 895.022 928.258 288.139 333.990 130.776 39.897 6.400.636 6.111.130

Insgesamt 895.022 928.258 288.139 333.990 130.776 39.897 6.400.636 6.111.130

-Fortsetzung-

in Tsd. € 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024

Deutschland 673.360 859.914 1.164 0 3.481 5.539 7.078.641 6.976.584

Insgesamt 673.360 859.914 1.164 0 3.481 5.539 7.078.641 6.976.584

Sonstige gewerbl.

genutzte Gebäude

Unfertige und nicht

ertragsf. Neubauten
Bauplätze Gesamt

Wohnungen
Ein- und Zwei-

familienhäuser
Mehrfamilienhäuser Zwischensumme

Bürogebäude Handelsgebäude Industriegebäude Zwischensumme
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Angaben gemäß § 28 Abs. 2 Nr. 2 PfandBG:

Hypothekenregister 

Angaben gemäß § 28 Abs. 2 Nr. 5a/b/c PfandBG:

Angaben gemäß § 28 Abs. 3 Nr. 1 PfandBG:

Öffentliches Register 

Lage des Grundpfandrechts

in Tsd. € 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024

Deutschland 6,9 10,4 0,0 26,9

Insgesamt 6,9 10,4 0,0 26,9

Rückständige Leistungen

(mind. 90 Tage)

Forderungsbetrag, sofern rückständige 

Leistungen >= 5 %

Anzahl 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024

Zum Abschlussstichtag anhängige
Zwangsversteigerungs- und
Zwangsverwaltungsverfahren 0 0 0 0

Im Geschäftsjahr durchgeführte
Zwangsversteigerungen 0 0 0 0

Innerhalb des Geschäftsjahres zur Verhütung von
Verlusten übernommene Grundstücke 0 0 0 0

Gewerblich Wohnungsbau

Größenklassen

in Tsd. € 31.12.2025 31.12.2024

bis 10.000.000 € 23.860 31.676

mehr als 10.000.000 bis 100.000.000 € 87.595 128.567

mehr als 100.000.000 € 959.084 867.057

Insgesamt 1.070.539 1.027.300
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Angaben gemäß § 28 Abs. 3 Nr. 2 PfandBG:

Öffentliche Kreditnehmer nach Typen und Staaten 

Angabe gemäß § 28 Abs. 3 Nr. 3 PfandBG:

Kundengruppen mit seit mindestens 90 Tagen rückständigen Leistungen 

Forderungsbetrag, sofern rückständige Leistungen >= 5 % 

geschuldet / gewährleistet

in Tsd. € 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024

Deutschland (geschuldet von) 0 0 24.000 188.000 0 2.500 872.370 587.292 896.370 777.792
Deutschland (gewährleistet von) 0 0 137.363 244.535 30.860 2.776 5.947 2.197 174.170 249.508
Insgesamt 0 0 161.363 432.535 30.860 5.276 878.317 589.489 1.070.540 1.027.300

davon aus Gründen der 

Exportfinanzierung

in Tsd. € 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024

Insgesamt 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Staatsregierungen Regionale Gebietskörperschaften Örtliche Gebietskörperschaften Sonstige öffentliche Schuldner Gesamt

Staatsregierungen Regionale Gebietskörperschaften Örtliche Gebietskörperschaften Sonstige öffentliche Schuldner Gesamt

Schuldner

in Tsd. € 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024

Deutschland 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Staatsregierungen Regionale Gebietskörperschaften Örtliche Gebietskörperschaften Sonstige öffentliche Schuldner Gesamt

Schuldner

in Tsd. € 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2025 31.12.2024

Deutschland 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Staatsregierungen Regionale Gebietskörperschaften Örtliche Gebietskörperschaften Sonstige öffentliche Schuldner Gesamt
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Organe der BSK 1818 AG 

Vorstand 

Dr. Johannes Evers 

Vorsitzender

Nancy Plaßmann 

Stellvertretende Vorsitzende

Michael Jänichen 

Olaf Schulz 

Alexander Stuwe 

ab 01.01.2026

Aufsichtsrat 

Prof. Dr. Ulrich Reuter 

Vorsitzender

Präsident des Deutschen Sparkassen- und Giroverbands e.V.

Frank Wolf *) 

Stellv. Vorsitzender

Personalleiter von ver.di Berlin-Brandenburg

Sarah Behling *) Referentin im Bereich Finanzen der BSK 1818 AG

Cord Bockhop Präsident des Sparkassenverbands Niedersachsen
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Prof. Dr. Liane Buchholz Präsidentin des Sparkassenverbands Westfalen-Lippe

Maike Buchner *) 

ab 01.05.2025 bis 31.12.2025

Gewerkschaftssekretärin ver.di Landesbezirk Berlin-Brandenburg

Matthias Dießl Präsident des Sparkassenverbands Bayern

Christina Förster *) 

bis 30.04.2025

Gewerkschaftssekretärin ver.di Landesbezirk Berlin-Brandenburg

Lutz Goldbeck *) Senior-Referent des Betriebsrats der BSK 1818 AG

Sven Herzog *) Mitglied des Betriebsrats der BSK 1818 AG

Christian Miska *) Bundesfachgruppenleiter Sparkassen & Bundesbank der ver.di

Bundesverwaltung

Dr. Matthias Neth Präsident des Sparkassenverbands Baden-Württemberg

Kai Oberbach *) Mitglied des Betriebsrats der BSK 1818 AG

Stefan Reuß Geschäftsführender Präsident des Sparkassen- und Giroverbands

Hessen-Thüringen

Benjamin Roscher 

Bestellung läuft

stellv. Landesbezirksleiter von ver.di Berlin-Brandenburg

Christina Stönner *) Vorsitzende des Betriebsrats der BSK 1818 AG
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Walter Strohmaier Vorsitzender des Vorstands der Sparkasse Niederbayern-Mitte und

Bundesobmann der deutschen Sparkassen

Dr. Harald Vogelsang Sprecher des Vorstands der HASPA Finanzholding und der

Hamburger Sparkasse AG

Ulrich Voigt Vorsitzender des Vorstands der Sparkasse KölnBonn

Ludger Weskamp Geschäftsführender Präsident des Ostdeutschen

Sparkassenverbands

Manfred Wiesinger *) Bereichsleiter Marketing und Vertriebsmanagement der

BSK 1818 AG

Sascha Willmann *) Clusterverantwortlicher im Bereich Kunden- und

Produktmanagement der BSK 1818 AG

*) Arbeitnehmervertreter
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Mandate von Mitgliedern des Vorstands in gesetzlich zu bildenden 

Aufsichtsgremien von großen Kapitalgesellschaften 

(§ 340a Abs. 4 Nr. 1 HGB)

Dr. Johannes Evers 

Vorsitzender des Vorstands

Vorsitzender des Vorstands der BSK 1818 Holding AG, Berlin

Mitglied des Aufsichtsrats der
- Finanz Informatik GmbH & Co. KG, Frankfurt am Main
- S-Kreditpartner GmbH, Berlin
- Zoologischer Garten Berlin AG, Berlin

Michael Jänichen 

Mitglied des Vorstands

Mitglied des Vorstands der BSK 1818 Holding AG, Berlin

Vorsitzender des Aufsichtsrats der
- S-Servicepartner Berlin GmbH, Berlin (bis 19.01.2026)

Stv. Vorsitzender des Aufsichtsrats der
- S Rating und Risikosysteme GmbH, Berlin

Mitglied des Aufsichtsrats der
- S-Kreditpartner GmbH, Berlin

Nancy Plaßmann 

Mitglied des Vorstands (Stellvertretende Vorsitzende des Vorstands seit 01.07.2025)

Mitglied des Aufsichtsrats der
- Deutscher Sparkassen Verlag GmbH, Stuttgart
- Feuersozietät Berlin Brandenburg Versicherung AG, Berlin

Mitglied des Verwaltungsrats der
- DekaBank Deutsche Girozentrale, Frankfurt am Main
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- Deutsche Factoring Bank GmbH & Co. KG, Bremen
- Deutsche Sparkassen Leasing AG & Co. KG, Bad Homburg v.d. Höhe

Mitglied des Verwaltungsrats der 
- LBS Landesbausparkasse NordWest, Münster und Hannover

Alexander Stuwe 

Mitglied des Vorstands (ab 01.01.2026) 

Mitglied des Vorstands der BSK 1818 Holding AG, Berlin (ab 01.01.2026) 

Keine meldepflichtigen Mandate 

Anhang

Olaf Schulz 

Mitglied des Vorstands 

Mitglied des Aufsichtsrats 
der 
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Mandate von Mitarbeitern in gesetzlich zu bildenden 

Aufsichtsgremien von großen Kapitalgesellschaften 

(§ 340a Abs. 4 Nr. 1 HGB)

Kai Uwe Peter 

Mitglied des Verwaltungsrats der
- LBS Landesbausparkasse NordWest, Münster und Hannover
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Country-by-Country-Reporting gemäß § 26a KWG 

Die im Artikel 89 der EU-Richtlinie 2013/36/EU (Capital Requirements Directive, CRD IV)

enthaltenen Anforderungen zum Country-by-Country-Reporting wurden mit § 26a KWG in

deutsches Recht umgesetzt.

Die im vorliegenden Bericht unter Berücksichtigung des handelsrechtlichen

Konsolidierungskreises enthaltenen, unkonsolidierten Informationen beziehen sich auf die

vollkonsolidierten Unternehmen des Konzerns Erwerbsgesellschaft der S-Finanzgruppe

mbH & Co. KG (S-Erwerbsgesellschaft) und den Bilanzstichtag 31. Dezember 2025.

Die Angabe folgender Daten wird entsprechend § 26a KWG für diese Unternehmen

- aufgeschlüsselt nach Staaten - gefordert:

1. Firmenbezeichnung, Art der Tätigkeit und Sitz

2. Umsatz

3. Anzahl der Lohn- und Gehaltsempfänger in Vollzeitäquivalenten

4. Gewinn oder Verlust vor Steuern

5. Steuern auf Gewinn oder Verlust

6. Erhaltene öffentliche Beihilfen

Darüber hinaus ist der Quotient aus Nettogewinn und Bilanzsumme (Kapitalrendite)

offenzulegen.

Das als Umsatzgröße ausgewiesene operative Ergebnis (vor Risikovorsorge und

Verwaltungsaufwendungen) enthält folgende Komponenten der Gewinn- und

Verlustrechnung nach HGB:

• Zinsüberschuss inklusive laufende Erträge

• Provisionsüberschuss

• Saldo der sonstigen Erträge / Aufwendungen

• Ergebnis aus Finanzanlagen

• Erträge aus Gewinngemeinschaften, Gewinnabführungs- oder

Teilgewinnabführungsverträgen

Die Bestimmung der Anzahl der Lohn- und Gehaltsempfänger in Vollzeitäquivalenten

erfolgte entsprechend der handelsrechtlichen Regelung nach § 267 Abs. 5 HGB.

Der Steueraufwand entspricht den Steuern vom Einkommen und vom Ertrag.
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Öffentliche Beihilfen wurden nicht in Anspruch genommen. Als erhaltene öffentliche

Beihilfen zählen ausschließlich im Rahmen des EU-Beihilfeverfahrens erhaltene Beihilfen.

Land Umsatz Lohn- und Gehalts-

empfänger 

Gewinn vor Steuern Steuern 

vom Einkommen 

und vom Ertrag 

in Mio. € Anzahl in Mio. € in Mio. €

Deutschland 1.937 3.446 1.210 160

Vollkonsolidierte Unternehmen im Konzern S-Erwerbsgesellschaft:

Firma Art der Tätigkeit Land Sitz Mitarbeiter 

Erwerbsgesellschaft der

S-Finanzgruppe mbH & Co. KG

Finanzunternehmen Deutschland Neuhardenberg 0

BSK 1818 AG Kreditinstitut Deutschland Berlin 3.048

BSK 1818 Holding AG Finanzunternehmen Deutschland Berlin 0

LBB Grundstücksgesellschaft mbH Finanzunternehmen Deutschland Berlin 0

S-Servicepartner Berlin GmbH Finanzdienstleistungsinstitut Deutschland Berlin 398

Die Kapitalrendite, berechnet als Quotient aus Nettogewinn (Jahresüberschuss) und

Bilanzsumme, beträgt für den Konzern S-Erwerbsgesellschaft 0,38 %.
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Versicherung der gesetzlichen Vertreter 

Wir versichern nach bestem Wissen, dass gemäß den anzuwendenden 

Rechnungslegungsgrundsätzen der Jahresabschluss ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens 

vermittelt und im Lagebericht der Geschäftsverlauf einschließlich des 

Geschäftsergebnisses und die Lage des Unternehmens so dargestellt sind, dass ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt wird, sowie die wesentlichen 

Chancen und Risiken der voraussichtlichen Entwicklung des Unternehmens beschrieben 

sind. 

Berlin, 3. März 2026 

Der Vorstand 

Dr. Evers Jänichen 

Plaßmann Schulz 

Stuwe 
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

An die BSK 1818 AG , Berlin

Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des 

Lageberichts 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der BSK 1818 AG , Berlin, – bestehend aus der Bilanz zum
31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis
zum 31. Dezember 2025 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und
Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der BSK 1818 AG  für
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 geprüft.

Die im Abschnitt „Sonstige Informationen“ unseres Bestätigungsvermerks genannten Bestandteile 

des Lageberichts haben wir in Einklang mit den deutschen gesetzlichen Vorschriften nicht inhaltlich
geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für
Institute geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes
Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2025 sowie ihrer
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 und

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Unser Prüfungsurteil zum
Lagebericht erstreckt sich nicht auf den Inhalt der im Abschnitt „Sonstige Informationen“

genannten Bestandteile des Lageberichts.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen
die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit
§ 317 HGB und der EU-Abschlussprüferverordnung (Nr. 537/2014; im Folgenden „EU-APrVO“) unter

Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften
und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des
Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben.

Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den europarechtlichen sowie
den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Darüber hinaus
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erklären wir gemäß Artikel 10 Abs. 2 Buchst. f) EU-APrVO, dass wir keine verbotenen
Nichtprüfungsleistungen nach Artikel 5 Abs. 1 EU-APrVO erbracht haben. Wir sind der Auffassung,
dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte in der Prüfung des Jahresabschlusses 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unserem
pflichtgemäßen Ermessen am bedeutsamsten in unserer Prüfung des Jahresabschlusses für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 waren. Diese Sachverhalte wurden im
Zusammenhang mit unserer Prüfung des Jahresabschlusses als Ganzem und bei der Bildung
unseres Prüfungsurteils hierzu berücksichtigt; wir geben kein gesondertes Prüfungsurteil zu diesen
Sachverhalten ab.

VOLLSTÄNDIGKEIT DER EINZELWERTBERICHTIGUNGEN AUF FORDERUNGEN AN
KUNDEN

Ausführungen zu den angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden der BSK 1818 AG sind
im Anhang, Abschnitt „Angaben zu Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden“ im Unterabschnitt 

„Forderungen und Verbindlichkeiten“ enthalten. Weitere Angaben zu den Einzelwertberichtigungen 

befinden sich im Abschnitt „Risikovorsorge“ Nr. 24 im Anhang.

DAS RISIKO FÜR DEN ABSCHLUSS

Im Jahresabschluss der Bank zum 31. Dezember 2025 werden EUR 28,4 Mrd (i. Vj. EUR 28,8 Mrd)
Forderungen an Kunden ausgewiesen. Dies entspricht 63,3 % (i. Vj. 65,3 %) der Bilanzsumme.

Die aktuellen gesamtwirtschaftlichen und geopolitischen Risiken beeinträchtigen die finanzielle
Leistungsfähigkeit von Unternehmen sowie privaten Haushalten. Diese Entwicklungen führen zu einer
erhöhten Unsicherheit bei der Beurteilung der nachhaltigen Kapitaldienstfähigkeit der Kreditnehmer
und in der Folge zu einem gesteigerten Risiko, akut ausfallgefährdete Forderungen an Kunden nicht
zu identifizieren.

Werden akut ausfallgefährdete Forderungen nicht identifiziert, besteht das Risiko, dass die
Forderungen an Kunden nicht angemessen bewertet werden und eine etwaige Risikovorsorge nicht
gebildet wird.

Für unsere Prüfung war es von besonderer Bedeutung, Nachweise zu erlangen, dass die Bank
angemessene Kriterien zur Identifizierung akuter Adressausfallrisiken definiert hat und aufbauend
darauf geeignete Prozesse sowie Kontrollhandlungen zur rechtzeitigen Erkennung dieser Risiken
durchführt.

UNSERE VORGEHENSWEISE IN DER PRÜFUNG

Basierend auf unserem risikoorientierten Prüfungsansatz haben wir unser Prüfungsurteil sowohl auf
kontrollbasierte als auch auf aussagebezogene Prüfungshandlungen gestützt.

In einem ersten Schritt haben wir unser Verständnis über die Geschäftstätigkeit der Bank, die
Entwicklung des Kreditportfolios inkl. die damit verbunden adressausfallbezogenen Risiken, die
Definition von akut ausfallgefährdeten Forderungen an Kunden und die Prozesse sowie Kontrollen in
Bezug auf die Identifizierung von Adressausfallrisiken aktualisiert.

Für die Beurteilung der Angemessenheit des internen Kontrollsystems zur Identifizierung von akut
ausfallgefährdeten bzw. ausgefallenen Forderungen an Kunden aus dem Kreditgeschäft haben wir
Befragungen durchgeführt, sowie Einsicht in die schriftlich fixierte Ordnung der Bank genommen.

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 145 von 154



Anschließend haben wir uns von der Implementierung und der Wirksamkeit dieser Kontrollen
überzeugt.

Anhand einer an risikoorientierten Kriterien ausgerichteten bewussten Auswahl von
Kreditengagements haben wir uns davon überzeugt, dass akut ausfallgefährdete Forderungen an
Kunden erkannt und insbesondere die nachhaltige Kapitaldienstfähigkeit der Kreditnehmer
sachgerecht bewertet wurde. Aus dem Bestand an Kreditengagements, die nicht Teil der bewussten
Auswahl waren, haben wir eine repräsentative Stichprobe gezogen und für jedes Stichprobenelement
beurteilt, dass keine Anhaltspunkte für eine akute Ausfallgefährdung der Forderung an Kunden
vorlagen.

UNSERE SCHLUSSFOLGERUNGEN

Die Kriterien und das Verfahren zur Identifikation von akuten Adressenausfallrisiken bei Forderungen
an Kunden ist sachgerecht und steht im Einklang mit den anzuwendenden Bilanzierungs- und
Bewertungsgrundsätzen.

Sonstige Informationen 

Der Vorstand bzw. der Aufsichtsrat ist für die sonstigen Informationen verantwortlich. Die sonstigen
Informationen umfassen die folgenden nicht inhaltlich geprüften Bestandteile des Lageberichts:

• den uns voraussichtlich nach dem Datum dieses Bestätigungsvermerks zur Verfügung zu
stellenden gesonderten nichtfinanziellen Bericht, auf den im Lagebericht Bezug genommen wird,

• die Erklärung zur Unternehmensführung nach § 289f Abs. 4 HGB (Angaben zur Frauenquote), die
in Abschnitt B.7 des Lageberichts enthalten ist, und

• die im Lagebericht enthaltenen lageberichtsfremden und als ungeprüft gekennzeichneten
Angaben.

Die sonstigen Informationen umfassen zudem den vor dem Datum dieses Bestätigungsvermerks
erlangten Bericht des Aufsichtsrats.

Die sonstigen Informationen umfassen nicht den Jahresabschluss, die inhaltlich geprüften
Lageberichtsangaben sowie unseren dazugehörigen Bestätigungsvermerk.

Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht erstrecken sich nicht auf die
sonstigen Informationen, und dementsprechend geben wir weder ein Prüfungsurteil noch irgendeine
andere Form von Prüfungsschlussfolgerung hierzu ab.

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben wir die Verantwortung, die oben genannten sonstigen
Informationen zu lesen und dabei zu würdigen, ob die sonstigen Informationen

• wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresabschluss, zu den inhaltlich geprüften
Lageberichtsangaben oder unseren bei der Prüfung erlangten Kenntnissen aufweisen oder

• anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen.

Verantwortung des Vorstands und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den 

Lagebericht 

Der Vorstand ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für
Institute geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und
dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner ist der Vorstand verantwortlich für die internen
Kontrollen, die er in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger
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Buchführung als notwendig bestimmt hat, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu
ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen
(d. h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der Vorstand dafür verantwortlich, die Fähigkeit der
Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren hat er die
Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit,
sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist er dafür verantwortlich, auf der Grundlage des
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern
dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem ist der Vorstand verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit
dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner ist der Vorstand
verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die er als notwendig erachtet hat,
um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen
gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 

Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in
Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-APrVO unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen
können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen,
wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen
von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im
Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen
und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prü-
fungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile
zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche
Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass eine aus Irrtümern resultierende
wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlungen kollusives
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen
bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.
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• erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen
Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen,
um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit
dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser
Vorkehrungen und Maßnahmen abzugeben.

• beurteilen wir die Angemessenheit der vom Vorstand angewandten Rechnungslegungsmethoden
sowie die Vertretbarkeit der vom Vorstand dargestellten geschätzten Werte und damit
zusammenhängenden Angaben.

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des vom Vorstand angewandten
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir
zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prü-
fungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum
Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit
nicht mehr fortführen kann.

• beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschließlich der
Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse
so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzes-
entsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens.

• führen wir Prüfungshandlungen zu den vom Vorstand dargestellten zukunftsorientierten Angaben
im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir
dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben vom Vorstand zugrunde gelegten
bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den
zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger
bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prüfung feststellen.

Wir geben gegenüber den für die Überwachung Verantwortlichen eine Erklärung ab, dass wir die
relevanten Unabhängigkeitsanforderungen eingehalten haben, und erörtern mit ihnen alle
Beziehungen und sonstigen Sachverhalte, von denen vernünftigerweise angenommen werden kann,
dass sie sich auf unsere Unabhängigkeit auswirken, und sofern einschlägig, die zur Beseitigung von
Unabhängigkeitsgefährdungen vorgenommenen Handlungen oder ergriffenen Schutzmaßnahmen.

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit den für die Überwachung Verantwortlichen erörtert
haben, diejenigen Sachverhalte, die in der Prüfung des Jahresabschlusses für den aktuellen
Berichtszeitraum am bedeutsamsten waren und daher die besonders wichtigen Prüfungssachverhalte
sind. Wir beschreiben diese Sachverhalte im Bestätigungsvermerk, es sei denn, Gesetze oder andere
Rechtsvorschriften schließen die öffentliche Angabe des Sachverhalts aus.
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Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen 

Übrige Angaben gemäß Artikel 10 EU-APrVO 

Wir wurden von der Hauptversammlung am 26. Juni 2025 als Abschlussprüfer gewählt. Wir wurden
am 1. September 2025 vom Aufsichtsrat beauftragt. Wir sind ununterbrochen seit dem Geschäftsjahr
2016 als Abschlussprüfer der BSK 1818 AG  tätig.

Wir erklären, dass die in diesem Bestätigungsvermerk enthaltenen Prüfungsurteile mit dem
zusätzlichen Bericht an den Prüfungsausschuss nach Artikel 11 EU-APrVO (Prüfungsbericht) in
Einklang stehen.

Verantwortlicher Wirtschaftsprüfer 

Der für die Prüfung verantwortliche Wirtschaftsprüfer ist Franz Haider.

Berlin, den 3. März 2026

KPMG AG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

gez. Haider
Wirtschaftsprüfer

gez. Röwekamp
Wirtschaftsprüfer
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BSK 1818 AG 

Bericht des Aufsichtsrats der BSK 1818 AG 2025 

Der Aufsichtsrat und seine Ausschüsse haben sich regelmäßig, zeitnah und umfassend, 

schriftlich wie mündlich mit der Lage und der Geschäftsentwicklung der BSK 1818 AG und ihrer 

Tochtergesellschaften befasst und die Geschäftsführung des Vorstands laufend überwacht. 

Der Aufsichtsrat hat sich vom Vorstand über die beabsichtigte Geschäftspolitik und andere 

grundsätzliche Fragen der Unternehmensplanung, insbesondere über die Finanz-, 

Investitions- und Personalplanung, über die Risikosituation und die Compliance informieren 

lassen, alle in diesem Zusammenhang angefallenen Aspekte beraten und gegebenenfalls 

Empfehlungen ausgesprochen. Aktuelle Einzelthemen wurden zusätzlich auch zwischen dem 

Vorstandsvorsitzenden und dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats im Rahmen eines 

regelmäßigen Jour fixe erörtert. Daneben hat der Vorsitzende des Aufsichtsrats direkte 

Gespräche mit den Leitungen von Interner Revision und Compliance geführt.  

Ferner haben der Aufsichtsrat und seine Ausschüsse über die ihnen vorgelegten 

Geschäftsvorfälle und weitere Angelegenheiten, die nach der Geschäftsordnung und den 

zusätzlich erlassenen Regelungen der Entscheidung dieser Gremien bedürfen, Beschlüsse 

gefasst. 

Wiederkehrende Gegenstände der Sitzungen waren die Informationen durch den Vorstand zur 

aktuellen Geschäftsentwicklung und den Ergebnissen der Geschäftsbereiche, zur aktuellen 

Lage und zur Governance. Regelmäßig erfolgte zudem mit dem Vorstand eine intensive 

Erörterung der Liquiditäts- und Risikosituation sowie der Entwicklungen im Vertrieb. Das 

Zinsumfeld war 2025 durch Leitzinssenkungen und nur mäßig schwankende 

Kapitalmarktzinsen geprägt. 

Mit der Eintragung im Handelsregister am 15. Juli 2025 erfolgte die Umfirmierung der 

Landesbank Berlin AG, Trägerin der Berliner Sparkasse, in die BSK 1818 AG. Dies unterstützt 

die strategische Stoßrichtung der Berliner Sparkasse, zu einhundert Prozent Sparkasse zu 

werden. 

Nach dem Verkauf der Berlin Hyp AG von der ehemaligen Landesbank Berlin Holding AG an 

die Landesbank Baden-Württemberg ist am 7. Juli 2022 die Herabsetzung des Grundkapitals 

der Landesbank Berlin Holding AG über 1.234 Mio. Euro wirksam geworden. Am 11. Juli 2023 

bewilligte die EZB einen Antrag auf Erlaubnis der Kapitalentnahme nach Artikel 77, 78 CRR 
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aus der S-Erwerbsgesellschaft der S-Finanzgruppe mbH & Co. KG (Erwerbs-KG) über einen 

Betrag von 617 Mio. Euro (sog. erster Kapitalentnahmeantrag). Am 9. Dezember 2025 

bewilligte die EZB einen weiteren Antrag auf Erlaubnis der Kapitalentnahme nach Artikel 77, 

78 CRR aus der Erwerbs-KG über einen Betrag von 617 Mio. Euro (sog. zweiter 

Kapitalentnahmeantrag). Die Entnahmen über jeweils 617 Mio. Euro erfolgten zum 

4. August 2023 bzw. zum 23. Dezember 2025.

Zudem wurde das Entflechtungsprojekt erfolgreich und fristgerecht zum 31. Dezember 2024 

abgeschlossen, wodurch das Kooperationsgeschäft des Direktbankservice (DBS) endgültig 

beendet wurde. Das bei der Berliner Sparkasse verbleibende Kreditkartengeschäft, das im 

Wesentlichen aus Kreditkarten des ehemaligen Amazon-Portfolios besteht, wird unter der 

neuen Bezeichnung BSK-Kreditkartenkunden (BSK-KRK) im Ressort von 

Frau Nancy Plaßmann fortgeführt.  

Im Rahmen des regelmäßigen ESG Quartalsreportings, dessen erster Report am 

11. Juni 2025 dem Risiko- und Kreditausschuss und am 25. Juni 2025 dem Aufsichtsrat

vorgestellt wurde, erfolgen die Bewertung der Portfolios, die Darstellung physischer Risiken,

ein ESG Rating-Vergleich der Branchen, die Aufbereitung vulnerabler sowie kontroverser

(sensibler) Branchen, die Darstellung der THG-Emissionen im eigenen Geschäftsbetrieb und

der finanzierten Emissionen inklusive Abbaupfade sowie die Bereitstellung von

Energieausweisen.

Im Rahmen des "Konvergenz"-Projekts der Berliner Sparkasse wurde die IT-Standardisierung 

der Banksteuerung und des Meldewesens erfolgreich umgesetzt. Unter anderem nutzt die 

Berliner Sparkasse nun eine neue Systemarchitektur für die Gesamtbanksteuerung und das 

EZB-Meldewesen, die durch die Sparkassen-Finanzgruppe bereitgestellt wird.  

Der vorliegende Jahresabschluss der BSK 1818 AG mit dem Lagebericht für das 

Geschäftsjahr 2025 wurde durch die von der Hauptversammlung zum Abschlussprüfer 

bestellte KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Berlin, unter Beachtung der vom 

Aufsichtsrat festgelegten Prüfungsschwerpunkte geprüft: 

1. Prüfung Meldewesen/Einführung BAIS (Banken-Aufsicht-Informations-System)

2. Prüfung des Risikomanagements

3. DORA (Digital Operational Resilience Act)/IT-Prüfung
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Der Abschlussprüfer hat den Jahresabschluss und den Lagebericht mit einem 

uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen. Hinsichtlich des gesonderten 

nichtfinanziellen Berichts hat der Abschlussprüfer eine Prüfung mit begrenzter Sicherheit 

durchgeführt und dabei keinen Anlass für Beanstandungen gesehen.  

An den Bilanzsitzungen des Prüfungsausschusses und des Risiko- und Kreditausschusses wie 

auch an der Bilanzsitzung des Plenums nahmen die Vertreter des Abschlussprüfers teil. Der 

Abschlussprüfer berichtete dabei über die wesentlichen Ergebnisse seiner Prüfungen sowie 

darüber, dass die Gesellschaft über eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation verfügt und 

das Risikomanagement der Bank gemäß § 25a Abs. 1 Satz 3 KWG bzw. § 91 Abs. 2 AktG 

grundsätzlich angemessen ist. Getroffene Feststellungen stehen der Wirksamkeit der 

getroffenen Maßnahmen insgesamt nicht entgegen.  

Der Prüfungsausschuss und der Aufsichtsrat haben die über die Prüfungen erstellten Berichte 

des Abschlussprüfers zur Kenntnis genommen. Die Abschlussprüfer haben den 

Jahresabschluss und den Lagebericht sowie den nichtfinanziellen Bericht ebenfalls geprüft. 

Gegen die Prüfungsergebnisse des Abschlussprüfers ergaben sich keine Einwendungen. Der 

Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss der BSK 1818 AG zum 

31. Dezember 2025 daher in seiner Sitzung vom 13. April 2026 gebilligt; er ist damit gemäß

§ 172 AktG festgestellt.

Personalia Vorstand 

In der Aufsichtsratssitzung am 29. November 2024 wurde Herr Alexander Stuwe für die 

Nachfolge von Herrn Michael Jänichen zum Vorstandmitglied der BSK 1818 AG nominiert. Eine 

Bestellung mit Wirkung zum 1. Januar 2026 erfolgte in der Aufsichtsratssitzung am 

7. April 2025. Die Amtszeit von Herrn Michael Jänichen endet vertragsgemäß am

31. Oktober 2026.

In der Aufsichtsratssitzung am 25. Juni 2025 wurde Frau Nancy Plaßmann mit Wirkung zum 

1. Juli 2025 zur stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden der Berliner Sparkasse ernannt.

Personalia Aufsichtsrat 

Zum 30. April 2025 legte Frau Christina Förster das Mandat als Aufsichtsratsmitglied nieder. 

Auf sie folgte vom 1. Mai 2025 bis 31. Dezember 2025 Frau Maike Buchner in der Position als 
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neues Mitglied des Aufsichtsrats. Die vakante Position von Frau Maike Buchner im Aufsichtsrat 

wird per gerichtlicher Bestellung mit Herrn Benjamin Roscher nachbesetzt. 

Darüber hinaus haben sich keine weiteren Veränderungen ergeben. 

Der Aufsichtsrat dankt den Mitgliedern des Vorstands sowie allen Mitarbeitenden für die im 

Geschäftsjahr 2025 erbrachten Leistungen. 

Berlin, im April 2026 

Der Aufsichtsrat 

Prof. Dr. Ulrich Reuter 

Vorsitzender 
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Berliner Sparkasse
Alexanderplatz 2
10178 Berlin
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